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%S% UNTERNEHMENSGRUPPE

NASSAUISCHE HEIMSTATTE
WOHNSTADT

Nassauische Heimstatte Wohnungs- und
Entwicklungsgesellschaft mbH, Frankfurt am
Main

Lagebericht flr das Geschaftsjahr vom 1. Januar
bis 31. Dezember 2025

1. Grundlagen des Unternehmens

Die Nassauische Heimstatte ist im Unternehmensverbund mit der WOHN-
STADT Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH,
Kassel, in allen Geschaftsfeldern der Immobilienwirtschaft tatig. Neben dem
Geschaftsfeld Immobilienbewirtschaftung mit der Verwaltung des eigenen
Bestandes und dem Portfolio-Management, werden vielfaltige Leistungen
fur Dritte rund um die Immobilie angeboten. Dazu gehéren das Bautrager-
geschaft, die Projekt- und Flachenentwicklung insbesondere fir offentliche
Auftraggeber sowie das Planungs- und Projektmanagement.

Der Verwaltungssitz der Nassauische Heimstatte Wohnungs- und Entwick-
lungsgesellschaft mbH ist Frankfurt am Main.

Dartber hinaus gehéren folgende Gesellschaften zum Konzern:
NH ProjektStadt GmbH, Frankfurt am Main
MET Medien-Energie-Technik GmbH, Kassel

Bauland - Offensive Hessen Gesellschaft mit beschréankter Haftung i.L.,
Frankfurt am Main

Garagen- Bau- und Betriebsgesellschaft mit beschrankter Haftung, Frank-
furt am Main
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Die Nassauische Heimstatte Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft
mbH nimmt neben ihrer operativen Téatigkeit, die Funktion als Holding fir
diese Beteiligungen wahr.

2. Wirtschaftliche Rahmenbedingungen
Konjunkturelle Weltlage: Von Handlungspolitik der U SA beeinflusst

Die Weltkonjunktur wird derzeit stark von der protektionistischen und
sprunghaften Handelspolitik der USA beeinflusst. Fur das globale Bruttoin-
landsprodukt (BIP) erwartet der Sachverstandigenrat ein Wachstum von
etwa 2,6 % bzw. 2,3 % in den Jahren 2025 und 2026 (vgl. Jahresgutachten
2025/2026 des Sachverstandigenrats zur Begutachtung der gesamtwirt-
schaftlichen Entwicklung, S. 3), die Inflationsrate liegt bei 2,9 % im Jahr
2025 bzw. 2,6 % im Jahr 2026 (vgl. Jahresgutachten 2025/2026, Abbildung,
S. 4).

Die deutsche Wirtschaft wird voraussichtlich weniger stark von dieser Ent-
wicklung profitieren als in friiheren Jahrzehnten, da sich die Rahmenbedin-
gungen fur deutsche Unternehmen auf den internationalen Absatzméarkten
verschlechtert haben. China entwickelt sich zunehmend zu einem Wettbe-
werber flr deutsche Industrieerzeugnisse und kann von gesunkenen Ex-
portpreisen profitieren, die im August 2025 um 17,3 % unter dem Niveau
von 2022 lagen. Im gleichen Zeitraum sind die Exportpreise im Euroraum
um 14,4 % angestiegen (vgl. Jahresgutachten 2025/2026, S. 3).

Die wirtschaftliche Aktivitat im Euro-Raum hat etwas an Schwung verloren
(vgl. Jahresgutachten 2025/26, S. 35). Die Wettbewerbsbedingungen der
europaischen Unternehmen auf den internationalen Absatzméarkten haben
sich verschlechtert. Neben den Belastungen durch héhere US-Einfuhrzdlle
haben die Preise flr europaische Exportprodukte seit Jahresbeginn 2025
insgesamt deutlich kraftiger zugelegt als im weltweiten Durchschnitt. Dazu
hat die Aufwertung des Euro seit Jahresbeginn 2025 mal3geblich beigetra-
gen. Gestutzt werden durfte die Konjunktur jedoch von einer moderaten Er-
holung der Investitionstatigkeit (vgl. Jahresgutachten 2025/2026, S. 21).

Zwar wuchs das BIP im 1. Quartal 2025 preis-, saison- und kalenderberei-
nigt mit 0,6 % gegeniber dem Vorquartal kraftig. Im 2. Quartal 2025 ver-
langsamte sich der Produktionsanstieg im Euro-Raum allerdings auf 0,1 %
gegenuber dem Vorquartal. Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung in den
grof3en Volkswirtschaften der Wahrungsunion war dabei sehr unterschied-
lich (vgl. Jahresgutachten 2025/2026, S. 35).
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Fur das BIP im Euro-Raum erwartet der Sachverstandigenrat ein Wachstum
von etwa 1,4 % bzw. 1,0 % in den Jahren 2025 und 2026. Damit féallt das
BIP-Wachstum zwar hdher aus als im Jahr 2024, bleibt aber deutlich nied-
riger als der Durchschnitt der Jahre 2015 bis 2024 von 1,6 % (vgl. Jahres-
gutachten 2025/2026, S. 38). Fur die Verbraucherpreise wird ein Wachstum
von 2,1 % im Jahr 2025 und von 2,0 % im Jahr 2026 erwartet (vgl. Jahres-
gutachten 2025/2026, Abbildung S. 39).

Deutsche Wirtschaft stagniert

Die deutsche Volkswirtschaft befindet sich derzeit in einer Phase der Stag-
nation, nachdem sie in den Jahren 2023 und 2024 eine Rezession erlebt
hat. Die aktuelle Schwache ist sowohl auf konjunkturelle Faktoren als auch
auf einen tiefgreifenden Strukturwandel und geopolitische Veranderungen
zurtckzufihren, die das Exportmodell Deutschlands belasten. Die Unsi-
cherheit bezlglich der Sicherheitsgarantien der USA fir Europa und die an-
haltende Fragmentierung des europaischen Binnen- und Kapitalmarktes er-
hoéhen den Anpassungsdruck auf etablierte Strukturen. Zusatzlich tragen in-
terne Faktoren wie der Ruckgang der Wettbewerbsfahigkeit der deutschen
Industrie und die demografische Alterung zur schwierigen wirtschaftlichen
Lage bei (vgl. Jahresgutachten 2025/2026, S. 1).

Der Sachverstandigenrat erwartet dariiber hinaus, dass das deutsche Brut-
toinlandsprodukt im Jahr 2025 preisbereinigt um 0,2 % moderat ansteigt.
Im Jahr 2026 ist mit einem Wachstum von 0,9 % zu rechnen. Die Inflation
durfte im Jahr 2025 durchschnittlich 2,2 % betragen und bleibt stabil. Im
Jahr 2026 ist mit einer Inflationsrate von 2,1 % zu rechnen. Die Kerninflation
durfte 2,7 % im Jahr 2025 und 2,5 % im Jahr 2026 betragen (vgl. Jahres-
gutachten 2025/2026, S. 4). Die schwache Wirtschaftsleistung ist unter an-
derem darauf zurlckzufuihren, dass die verhaltene Erholung, die sich im
Sommer 2025 im verarbeitenden Gewerbe andeutete, verpufft ist. So stie-
gen die Auftragseingange aus dem Ausland in der 1. Jahreshalfte 2025 an,
lagen im August jedoch wieder auf dem Niveau vom Jahresbeginn 2025.
Lediglich die Geschaftserwartungen haben sich im Oktober nochmals ver-
bessert, liegen aber weiterhin auf niedrigem Niveau. Der seit dem Jahr 2023
beobachtete Riickgang der Exporte durfte das Wachstum im Jahr 2025 wei-
terhin dampfen, wahrend die Importe zunehmen (vgl. Jahresgutachten
2025/2026, S. 3).

Arbeitsmarkt entwickelt sich verhalten

Der Arbeitsmarkt entwickelt sich weiterhin verhalten, auch wenn erste
leichte Entspannungstendenzen sichtbar werden. Die saisonbereinigte Ar-
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beitslosigkeit ist im August 2025 erstmals seit Dezember 2022 wieder ge-
genuber dem Vormonat gesunken. Die Herbstbelebung fiel bisher jedoch
schwach aus. Im Oktober 2025 lag die Arbeitslosenquote bei 6,3 %, 0,2
Prozentpunkte tber dem Vorjahreswert. Die Zahl der Erwerbstéatigen ist im
September 2025 saisonbereinigt zum flunften Mal in Folge zurtickgegangen
und lag rund 20.000 Personen unter dem Vormonatsniveau. Im August
2025 sank die Erwerbstatigenzahl saisonbereinigt um 19.000, davon
17.000 sozialversicherungspflichtig Beschéaftigte. Gegentber dem Vorjah-
resmonat lag die sozialversicherungspflichtige Beschéftigung im August
2025 noch um 0,1 % hdoher (vgl. Jahresgutachten 2025/2026, S. 72). Die
sektoralen Beschaftigungstrends der vergangenen Monate setzen sich fort.
Wahrend im verarbeitenden Gewerbe Beschaftigung abgebaut wird, bauen
staatsnahe Dienstleistungen etwa im Gesundheitswesen, in der Pflege, der
Erziehung und der offentlichen Verwaltung weiter Beschéaftigung auf (ebd.).
Fur die Gesamtwirtschaft geht der Sachverstandigenrat von einem Anstieg
der Arbeitslosenquote auf 6,3 % im Jahr 2025 und 6,1 % im Jahr 2026 aus.
(vgl. Jahresgutachten 2025/2026, S. 74). Die Tariflohne durften 2025 um
2,5 % und 2026 um 2,8 % steigen. Fur 2025 wird nur ein moderater Anstieg
der Reallbhne erwartet, der sich 2026 voraussichtlich kaum verstarkt (vgl.
Jahresgutachten 2025/2026, S. 75).

Quelle:

Perspektiven fur morgen schaffen, Chancen nicht verspielen. Jahresgut-
achten 2025/2026 des Sachverstandigenrats zur Begutachtung der ge-
samtwirtschaftlichen Entwicklung

Wohnungswirtschaftliche Rahmenbedingungen

Wirtschaft stagniert, Wohnungsmangel verscharft sic h

Das Jahr 2026 ist von erheblichen Herausforderungen gepragt: Die deut-
sche Wirtschaft befindet sich seit mehr als zwei Jahren in einer ausgeprag-
ten Phase stagnierenden Wachstums. Der Wohnungsmangel verscharft
sich weiter, die Kosten fiir Bau- und Sanierungsmafl3nahmen steigen konti-
nuierlich, und das Ziel einer klimaneutralen Gebaudestruktur erfordert drin-
gend intelligente Losungsansétze. Fir eine erfolgreiche und sozial ausge-
wogene Zukunft sind kluge, integrative Strategien notwendig, die 6konomi-
sche, 6kologische und soziale Anforderungen miteinander verknipfen. Die
Bevolkerungszahl Deutschlands ist im Jahr 2024 — insbesondere infolge
des Kriegsgeschehens in der Ukraine — um 0,1 % gestiegen. Aktuell leben
rund 83,6 Mio. Menschen in Deutschland. Vom Bevoélkerungszuwachs pro-
fitierten jedoch nicht alle Regionen gleichermalR3en. Etwa ein Drittel der
Kreise und kreisfreien Stadte hat zwischen 2010 und 2024 Einwohnerver-
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luste verzeichnet. Vor allem dinn besiedelte Landkreise abseits der urba-
nen Zentren sehen sich mit Schrumpfungsprozessen konfrontiert. Demge-
genuber sind die wachsenden 63 kreisfreien Grol3stadte in Deutschland im
Zeitraum von 2010 bis 2024 um insgesamt 1,8 Mio. Einwohner gewachsen.
Im Jahr 2024 lag die Nettozuwanderung nach Deutschland bei 430.000 Per-
sonen. Langfristig, d. h. im Durchschnitt der Jahre 2010 bis 2024, sind per
Saldo jahrlich gut 509.000 Personen nach Deutschland zugewandert (vgl.
Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026 — Zahlen und Ana-
lysen aus der Jahresstatistik des GdW, Seite 8).

Wohnungssuchende nehmen Umland vermehrt in den Foku S

Damit haben sich die Wohnungsmarkte in den attraktiven Ballungsrdumen
und den wachstumsstarken Regionen in den letzten neun Jahren verandert:
Eine weitgehend ausgeglichene Marktsituation entwickelte sich zu einer an-
gespannten. Die Kapazitaten zur Aufnahme weiterer Zuziehender in die
Ballungszentren werden immer knapper. Wohnungssuchende vergrof3ern
ihren Radius vermehrt auf das Umland — sei es, weil sie dazu aufgrund der
aktuellen Marktsituation gezwungen sind oder sie sich wegen des Wun-
sches nach einem Eigenheim mit Garten bewusst dafir entscheiden. Ge-
rade fur Familien mit Kindern gewinnt das Ideal vom Wohnen jenseits der
grol3en Metropolen offenbar wieder an Bedeutung (vgl. Wohnungswirt-
schaftliche Daten und Trends 2025/2026, S. 9).

Weniger Investitionen in Neubau und Modernisierung

Die Unternehmen des Spitzenverbands der Wohnungswirtschaft GdW in-
vestieren 2024 rund 19,7 Milliarden Euro, damit verzeichneten die Ge-
samtinvestitionen ein leichtes Plus. Neubauinvestitionen brachen um 6,5 %
ein. Die Bauinvestitionen in Neubau, Modernisierung und Instandhaltung
von Wohnungen gingen laut GdW 2024 weiterhin zurtick. Angesichts hoher
Preissteigerungen bei Baumaterial und Baupreisen, deutlich gestiegener
Zinskosten sowie wachsender Unsicherheiten bezuglich 6ffentlicher For-
derkonditionen fiel das Minus im Wohnungsbau mit 5 % starker aus als in
den Ubrigen Bausparten. Mit einem Volumen von 281 Mrd. Euro reprasen-
tiert der Wohnungsbau den Loéwenanteil von 60 % aller Bauinvestitionen in
Deutschland (vgl. Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026,
S. 7).

Die Zahl der fertiggestellten Wohnungen erreichte 251.900 Einheiten, das
waren 14,4 % weniger als im Vorjahr. Hier werden Vorzieheffekte deutlich,
da Bauherren begonnene Projekte mdglichst schnell Gber die Ziellinien brin-
gen wollten. In den kommenden Jahren ist mit weiterem Riuckgang zu rech-
nen (vgl. Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026, S. 9).
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Die im GdW organisierten Wohnungsunternehmen bauten 2024 gut 29.000
neue Wohnungen. Fur das Jahr 2025 erwarten die Unternehmen einen
Ruckgang um rund 40 %. Dann durften von den GdW-Unternehmen ledig-
lich 18.000 Wohnungen fertiggestellt werden. Weiterhin entsteht zu wenig
Wohnungsneubau. In den kommenden Jahren ist mit einem weiteren RUck-
gang des Neubaus zu rechnen, weil weniger neue Bauvorhaben in Auftrag
gegeben werden und zahlreiche Vorhaben storniert wurden. Der Neubau
von 27.000 Mietwohnungen im sozialen Wohnungsbau ist zwar ein erfreu-
licher Anstieg, reichte aber nicht aus, um das Abschmelzen der Sozialwoh-
nungsbestdnde zu stoppen (vgl. Wohnungswirtschaftliche Daten und
Trends 2025/2026, S. 9).

Mieten stabil, Kostenfaktor Energie

Laut GdW stiegen die Mieten im Bestand 2024 bundesweit im Mittel um 2,2
% und bleiben damit bestandig. Seit Beginn des Krieges in der Ukraine sind
die Energiepreise deutlich gestiegen. Die GdW-Unternehmen mussten ihre
warmen Betriebskostenvorauszahlungen 2024 nochmal um 4,7 % erhdhen.
Auch auf lange Sicht stiegen die Energiepreise deutlich schneller als die
Nettokaltmieten. Seit 2000 verteuerten sich die Energiekosten um 203 %.
Die Nettokaltmieten stiegen dagegen nur um 41 %, bei einer Inflation von
62 % (vgl. Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026, S. 10).

Krieg und Energiekosten als Zasur

Seit Anfang 2022 steht auch die Wohnungswirtschaft in der Bundesrepublik
deutlich unter dem Eindruck der multiplen Krisen. Die Situation auf den
deutschen Wohnungsmarkten hat sich in den vergangenen zehn Jahren in
den nachgefragten Metropolregionen und wachstumsstarken Raumen sehr
schnell von einer weitgehend ausgeglichenen hin zu einer angespannten
Marktlage entwickelt. Das Neubauziel der Bundesregierung von 320.000
Wohnungen jahrlich wird vor dem Hintergrund der einbrechenden Woh-
nungsbaukonjunktur auf absehbare Zeit verfehlt werden. In der Folge ist
davon auszugehen, dass sich die Nachfragesituation in zuwanderungsstar-
ken Regionen weiter spurbar zuspitzt (vgl. Wohnungswirtschaftliche Daten
und Trends 2025/2026, S. 8f.).

Nach dem Frihjahrsgutachten des Rates der Immobilienweisen sieht sich
der Wohnungsmarkt auch 2025 erheblichen Herausforderungen gegen-
Uber. Besonders stark belasteten die stark gestiegenen Bauzinsen den Sek-
tor, da sie die Bedingungen fur Fremdfinanzierungen deutlich erschwerten.
Dies fiihrte zu einem Einbruch der Immobilientransaktionen und der Bauta-
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tigkeit. Der Wohnungsmarkt ist hiervon besonders betroffen, da speziell pri-
vate Haushalte bei der Eigentumsbildung sehr sensitiv auf hohere Finan-
zierungskosten reagieren. Gleichzeitig gerieten zahlreiche Bauunterneh-
men und Projektentwickler aufgrund der gestiegenen Finanzierungskosten
in finanzielle Schwierigkeiten. Dies hat zur Folge, dass die Insolvenzanfor-
derungen im Grundstticks- und Wohnungswesen deutlich gestiegen sind
(vgl. Frahjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2025 des Rates der Immobi-
lienweisen, S. 229).

Ausblick unter weitreichendem Vorzeichenwechsel

Aktuell erlebt die Wohnungswirtschatft in vielerlei Hinsicht einen weitreichen-
den Vorzeichenwechsel. GdW-Préasident Axel Gedaschko schreibt im Vor-
wort zum ,GdW Branchenbericht 9, Wohntrends 2040%. Nach mehr als ei-
nem Jahrzehnt mit weitgehend stabilen Rahmenbedingungen sind zu den
bereits bekannten Herausforderungen wie der Gestaltung des Klimawan-
dels zahlreiche neue und in ihrer Kombination besonders komplexe The-
men hinzugekommen. Sieht man sich die Wohntrendstudien der vergange-
nen Jahre an, wird deutlich, dass jetzt viele Effekte kumuliert zum Tragen
kommen, die uns seit Jahren bekannt sind. Hier sind der demographische
Wandel und der daraus resultierende Fachkraftemangel ebenso zu nennen
wie das Thema Digitalisierung oder der starke Anstieg der Baukosten. Vor
dem Hintergrund der aktuellen Krisenkumulation nehmen die bekannten
Ph&nomene aber eine neue Dimension an (vgl. GAW Branchenbericht 9,
Wohntrends 2040, S. 3).

Quellen:

Wohnungswirtschaftliche Daten und Trends 2025/2026 — Zahlen und Ana-
lysen aus der Jahresstatistik des GdW

Wohntrends 2040, Branchenbericht 9 des GdW

Frihjahrsgutachten Immobilienwirtschaft 2025 des Rates der Immobilien-
weisen
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3. Geschaftsverlauf in den einzelnen Sparten
Wohnungsverwaltung

Schwerpunkt der Tatigkeit im Berichtsjahr war die Bewirtschaftung der
57.330 (Vorjahr 56.314) eigenen Verwaltungseinheiten, davon 45.791 Woh-
nungen.

Im Ballungsraum Rhein/Main bleibt die Wohnungssuche fir Menschen mit
niedrigem Einkommen weiterhin eine Herausforderung. Die Wohnraumver-
sorgung von Wohnungssuchenden mit geringem bis mittlerem Einkommen
wird aufgrund dieser Situation deshalb weiterhin eine wichtige Aufgabe des
Unternehmens bleiben. Sowohl bei der Neubau- wie auch bei der Bestands-
politik sind hierbei die spezifischen regionalen Besonderheiten und der Be-
darf der Zielgruppen, insbesondere aufgrund der demografischen Verande-
rungen der Bevolkerungsstruktur, von besonderer Bedeutung.

Die Verknappungstendenzen des Wohnungsmarktes im Geschéftsgebiet
spiegeln sich in der Anzahl der Mieterwechsel und vor allem in der Leer-
standsquote wider. Die durchschnittliche Fluktuationsquote im Vermie-
tungsgeschéft betragt 4,7 %. Die 3-Monats-Leerstande belaufen sich in Ab-
hangigkeit der Situation der Teilmarkte auf durchschnittlich 1,6 % und re-
sultieren insbesondere aus der Investitionstatigkeit. Der durch die Ausstat-
tung oder Lage der Wohnungen marktbedingte Leerstand liegt unverandert
bei lediglich 0,6 % des Wohnungsbestandes, was einer Vollvermietung sehr
nahekommt.

Der stetig alternde Wohnungsbestand erfordert weiterhin hohe Bestandsin-
vestitionen. Im Berichtsjahr wurden einschliel3lich Eigenleistungen der Re-
giebetriebe 68,1 Mio. EUR fir Instandhaltungsmalinahmen aufgewandt,
davon Fremdkosten in Hohe von 62,3 Mio. EUR. In aktivierungspflichtige
ModernisierungsmalRnahmen wurden dariiber hinaus 71,9 Mio. EUR mit
einem Fremdkostenanteil von 65,5 Mio. EUR investiert. Die Investitionen
je gm Wohnflache betrugen 47,69 EUR.

Portfolioentwicklung

Im Rahmen der Portfolioentwicklung erfolgte im Jahr 2025 die Beurkundung
eines Mehrfamilienhauses mit 9 Wohneinheiten in Ober-Ramstadt auf ei-
nem stadtischen Erbbaugrundstiick an die Stadt Ober-Ramstadt. Der
Besitzibergang ist am 01.01.2026 erfolgt.
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Die Unternehmensgruppe Nassauische Heimstatte/Wohnstadt (NHW) ver-
folgt einen Erneuerungs- und Wachstumskurs. Dazu werden Neubauten fr
den eigenen Bestand entwickelt.

2022 erfolgte der Verkaufsstart fur 224 Eigentumswohnungen und 1 Ge-
werbe im Umlaufvermdgen im Quartier Schonhof-Viertel in Frankfurt am
Main. Nach zwei schwierigen Vertriebsjahren in Folge hoher Kreditzinsen,
wurde ab dem Jahr 2024 eine Belebung des Immobilienmarktes wahrge-
nommen. So konnten 81 Eigentumswohnungen im Jahr 2024 und im ver-
gangenen Jahr 2025 weitere 79 Wohneinheiten verkauft werden. Seit Ver-
triebsbeginn wurden somit insgesamt 186 Eigentumswohnungen veraul3ert.
Zudem konnte mit 160 Wohnungen ein GroRteil der Ubergaben bereits
Ende 2025 stattfinden.

Im Jahr 2025 startete das Neubauprojekt ,Leuchte” in Frankfurt Bergen-
Enkheim mit insgesamt 118 Wohneinheiten. 9 Eigentumswohnungen wur-
den bereits verkauft.

Geschaftsbesorgung Wohnstadt

Im Rahmen der Geschéftsbesorgung wurden auch im Bestand der Wohn-
stadt Modernisierungen durchgefiihrt. Dabei konnten MaRnahmen an ins-
gesamt 213 Wohnungen erfolgreich abgeschlossen werden.

Neubautatigkeit — Anlagevermdgen
Unser Unternehmen hat im Berichtsjahr die Neubautétigkeit fir den eige-
nen Bestand fortgesetzt. Es wurde mit dem Bau von 193 Wohnungen be-

gonnen.

Die kalkulierten Herstellungskosten flir diese Investitionen belaufen sich auf
rd. 78,10 Mio. EUR.

Damit waren 2025 insgesamt 569 Wohneinheiten und 4 Gewerbeeinheiten
fur den eigenen Bestand im Bau. Weitere Projekte in Frankfurt am Main und

Darmstadt befanden sich 2025 im Planungsprozess.

568 Wohn- und 2 Gewerbeeinheiten mit einem Investitionsvolumen von rd.
203,5 Mio. EUR konnten im Jahr 2025 fertiggestellt werden.

Neubautatigkeit — Umlaufvermégen

Im Geschaftsjahr 2025 wurden 224 Eigentumswohnungen und 1 Gewerbe
im Frankfurter Schonhofviertel fertiggestellt, des Weiteren befanden sich 24
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Eigentumswohnungen in Frankfurt im Bau. Ein weiteres Projekt in Frankfurt
befand sich in der Planung.

Modernisierungstatigkeit und Gebaudeaufstockungen - Anlagevermo-
gen

Bestandsinvestitionen setzen sich aus bestandserhaltenden Instandhaltun-
gen und wertverbessernden aktivierungspflichtigen Modernisierungen zu-
sammen. Bei der Modernisierung werden die Gebaude insbesondere ener-
getisch ertlichtigt, die Ausstattung verbessert bzw. die Wohnungen in einen
zeitgemalRen Zustand versetzt.

Fir eine optimierte Planung wird das mehrjahrige Investitionsprogramm re-
gelmanig aktualisiert bzw. fortgeschrieben. Neben dem reguléren Moderni-
sierungsprogramm wird im Rahmen einer Eigenkapitalerhdhung ein zusatz-
liches energetisches Modernisierungsprogramm bearbeitet. Hierbei werden
insbesondere die Gebaudehille sowie die Heizungstechnik erneuert bzw.
optimiert. Im Geschaftsjahr 2025 konnte die Modernisierung von insgesamt
1.111 Wohnungen erfolgreich abgeschlossen werden.

Um der anhaltenden Wohnungsnachfrage gerecht zu werden, werden ne-
ben der Neubautatigkeit Bestandserweiterungen durch Aufstockungen ge-
pruft und vereinzelt umgesetzt. Im Berichtsjahr wurden 2,8 Mio. EUR, davon
Fremdkosten in Hohe von 2,5 Mio. EUR, in Aufstockungsprojekte investiert.
Die Kosten setzen sich aus Projekten der Vorjahre sowie aus im Bau bzw.
in Vorbereitung befindlicher Projekte zusammen. Es konnten 20 neue
Wohneinheiten bezugsfertig hergestellt werden.

Stadtentwicklung

Das Unternehmen ist treuh&nderisch oder beratend in 47 Stadten und Ge-
meinden tatig. Das Auftragsvolumen umfasst 111 (Vorjahr 99) Auftrage wie
stadtebauliche Entwicklungs- und Sanierungsmal3hahmen, MalRnahmen in
den Forderprogrammen ,Sozialer Zusammenhalt®, “Wachstum und nach-
haltige Erneuerung” sowie “Lebendige Zentren®.

Fur die von uns treuhanderisch durchgefihrten Malinahmen in allen Stad-
tebaufoérderprogrammen und EntwicklungsmalRnahmen kamen im Ge-
schéftsjahr 2025 Finanzierungsmittel von rd. 16,2 Mio. EUR (Vorjahr rd.
11,3 Mio. EUR) zur Verwendung.
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4. VermoOgens-, Finanz- und Ertragslage des Unterneh  mens
Vermogenslage

Die Vermoégenslage der Gesellschaft stellt sich nach Gegeniberstellung der
Geschaftsjahre 2024 und 2025 wie folgt dar:

Die Bilanzsumme hat sich im Vergleich zum Vorjahr um 63,1 Mio. EUR er-
hoht. Auf der Aktivseite resultiert dieser Anstieg im Wesentlichen aus dem
Anstieg des Sachanlagenvermégens um 82,6 Mio. EUR, der Reduzierung
des Umlaufvermdgens um 17,8 Mio. EUR sowie dem Anstieg der Rech-
nungsabgrenzungsposten um 0,8 Mio. EUR. Der Anstieg des Sachanlage-
vermdgens resultiert im Wesentlichen aus dem Anstieg der Grundstiicke
und grundstticksgleichen Rechte mit Wohnbauten um 192,7 Mio. EUR auf-
grund von Ubergaben verschiedener Objekte sowie der Fertigstellung ver-
schiedener Neubau- und Modernisierungsmalinahmen in Héhe von insge-
samt 276,8 Mio. EUR, demgegentiber gab es planmaRige Abschreibungen
in H6he von 78,5 Mio. EUR und aul3erplanmafige Abschreibungen in Héhe
von 32,2 Mio. EUR. Weiterhin reduzierten sich die Anlagen im Bau um 78,1
Mio. EUR aufgrund von Umbuchungen von bebauten Grundstiicken sowie
von Baukosten in Hohe von insgesamt 155,0 Mio. EUR, welchen Zugange
aufgrund des Baubeginns von Bauprojekten in Hohe von 59,2 Mio. EUR
und der Ubernahme von unbebauten Grundstiicken aus dem Anlagevermo-
gen in Hohe von 16,6 Mio. EUR entgegenstehen. Demgegenuber reduzier-
ten sich die Grundstiicke und grundstticksgleiche Rechte mit anderen Bau-
ten um 17,1 Mio. EUR, hierbei stehen der planméafigen und aul3erplanma-
Bigen Abschreibungen in Hohe von 22,9 Mio. EUR Investitionen in die Ge-
schéaftsgebaude in Hohe von 5,9 Mio. EUR gegenlber. Aul3erdem erhdhten
sich die technischen Anlagen um 1,6 Mio. EUR, insbesondere aufgrund der
Installation von Rauchwarnmeldern im Wohnungsbestand.

Die Verminderung der Finanzanlagen resultiert aus der Abwertung einer
Beteiligung um 2,1 Mio. EUR.

Das Umlaufvermogen (einschliel3lich Rechnungsabgrenzungsposten) hat
sich um 17,0 Mio. EUR reduziert. Wesentliche Ursache fiir die Reduzierung
des Umlaufvermdgens (einschliel3lich Rechnungsabgrenzungsposten) war
die Reduzierung der Grundstiicke mit unfertigen Bauten um 52,9 Mio. EUR,
hier aufgrund des Verkaufs von Eigentumsmalfinahmen. Daruber hinaus er-
hohten sich die Grundstiicke mit fertigen Bauten aufgrund der Herstellungs-
kosten der Eigentumsmalflinahmen um 18,6 Mio. EUR und die fllissigen Mit-
tel um 27,1 Mio. EUR, dagegen reduzierten sich die unfertigen Leistungen
um 3,3 Mio. EUR. Weiterhin reduzierten sich die Forderungen gegen ver-
bundene Unternehmen um 8,9 Mio. EUR und die sonstigen Vermégensge-
genstande reduzierten sich um 2,4 Mio. EUR, hierin enthalten sind Forde-
rungen aus Einkommensteuer der Vorjahre.
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Die Verdanderungen auf der Passivseite resultieren im Wesentlichen aus
dem Anstieg bei den Verbindlichkeiten gegenuber Kreditinstituten um
21,5 Mio. EUR von 1.184,1 Mio. EUR auf 1.205,6 Mio. EUR aufgrund wei-
terer Darlehensaufnahmen sowie der Reduzierung bei den Verbindlichkei-
ten gegentber anderen Kreditgebern um 6,3 Mio. EUR von 553,0 Mio. EUR
auf 546,7 Mio. EUR. Weiterhin haben sich die Verbindlichkeiten gegen ver-
bundene Unternehmen um 1,3 Mio. EUR von 52,0 Mio. EUR auf 50,7 Mio.
EUR reduziert. Die sonstigen Verbindlichkeiten erhdhten sich um 0,4 Mio.
EUR auf 1,4 Mio. EUR und die erhaltenen Anzahlungen reduzierten sich
um 11,2 Mio. EUR von 149,4 Mio. EUR auf 138,2 Mio. EUR. Aul3erdem ist
der Rechnungsabgrenzungsposten um 19,6 Mio. EUR auf 69,1 Mio. EUR
angestiegen. Des Weiteren erhdhten sich der Sonderposten um 15,5 Mio.
EUR auf 17,9 Mio. EUR und die Ruckstellungen um 12,4 Mio. EUR auf 39,1
Mio. EUR.

Einen weiteren Faktor auf der Passivseite stellt der im Vergleich zum Vor-
jahr um 3,8 Mio. EUR geringere Jahresuberschuss in Héhe von 24,9,0 Mio.
EUR dar. Die Eigenkapitalquote hat sich von 35,64 % im Vorjahr auf 35,51
% im aktuellen Geschaftsjahr vermindert. Das Eigenkapital zum 31.12.2025
betragt EUR 1.150,9 Mio.

Finanzlage

Die Kapitalstruktur zum 31.Dezember 2025 ist durch die Ergebnisverwen-
dung des Jahres 2024 von der Einstellung in die Anderen Gewinnrticklagen
von 22,1 Mio. EUR und einem positiven Jahresiiberschuss in Hohe von 24,9
Mio. EUR gepragt.

Erlauterungen zur Kapitalflussrechnung:

Der Finanzmittelfonds (inkl. Cash-Pool-Anlagen) hat sich im Geschéaftsjahr
um 21,6 Mio. EUR auf 26,2 Mio. EUR erhoht. Die laufende Geschaftstatig-
keit fihrte im Berichtsjahr zu einem Mittelzufluss von 209,6 Mio. EUR (i. V.
124,6 Mio. EUR).

Die Investitionstatigkeit fuhrte zu einem Mittelabfluss von insgesamt
169,6 Mio. EUR (i. V. 236,2 Mio. EUR). Auszahlungen erfolgten insbeson-
dere fir Modernisierung und Neubau im Sachanlagevermégen von 191,6
Mio. EUR (i. V. 240,5 Mio. EUR) . Dem standen Einzahlungen von Zinser-
trdgen und Ertrage aus Ausleihungen von 2,6 Mio. EUR (i. V. 4,3 Mio. EUR),
Ertradge aus Ergebnisabfihrungsvertragen (EAV) und Beteiligungen von 3,1
Mio. EUR (i. V. 3,1 Mio. EUR) sowie Einzahlungen aus Investitionszuschis-
sen von 16,3 Mio. EUR (i. V. 1,6 Mio. EUR) gegenuber.
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Der Cashflow aus Finanzierungstatigkeit fihrte im Geschaftsjahr 2025 zu
Mittelabflissen von 18,3 Mio. EUR (i. V. Mittelzufluss 20,2 Mio. EUR). Den
Darlehensaufnahmen von 114,8 Mio. EUR (i. V. 243,0 Mio. EUR) stehen
Darlehenstilgungen in H6he von 93,5 Mio. EUR (i.V. 200,2 Mio. EUR) ge-
genuber, davon 35,8 Mio. EUR (i. V. 145,8 Mio. EUR) fir au3erplanmalige
Tilgungen. Dartber hinaus waren Zahlungsmittelabflisse durch Zinszah-
lungen von 35,3 Mio. EUR (i. V. 34,0 Mio. EUR) zu verzeichnen. Gegenuber
dem Vorjahr erfolgte die Auszahlung einer Dividende ohne Dividendenver-
zichte an die Anteilseigner von 5,1 Mio. EUR (i. V. 0,6 Mio. EUR) sowie eine
Auszahlung von 1,5 Mio. EUR zum Ausgleich der Uberkompensation im
Rahmen der Mietenstrategie.

Die Finanzlage ist geordnet und die Zahlungsfahigkeit war jederzeit gege-
ben.

Ertragslage

Der Jahresuberschuss des Jahres 2025 liegt mit 24,9 Mio. EUR rd. 3,8 Mio.
EUR unter dem Vorjahreswert. Die Ursachen hierfiir werden nachfolgend
erlautert.

Die Umsatzerl6se liegen mit 508,24 Mio. EUR rund 116,93 Mio. EUR uber
dem Vorjahr und lassen sich wie folgt erklaren:

Die Umsatze aus der Bewirtschaftungstatigkeit sind um 31,10 Mio. EUR auf
383,00 Mio. EUR gestiegen. Davon entfallen 15,88 Mio. EUR auf Sollmieten
aufgrund Neubauprojekten, Mieterhéhungen nach BGB 8557 - 8559 und
Erh6éhungen aufgrund Mieterwechseln sowie entgegenstehend 0,83 Mio.
EUR gestiegene Erlosschmalerungen. Zudem sind die Umlagen aus Be-
triebs- und Heizkosten im Zusammenhang mit héheren Energiepreisen um
14,97 Mio. EUR gestiegen.

Der wesentliche Anstieg der Umsatzerldse resultiert aus dem Verkauf von
Grundstiicken. Diese sind um 85,75 Mio. EUR auf Grund der Ubergaben im
Schonhofviertel D3/E2 gestiegen.

Des Weiteren sind die Erlése aus Betreuungstatigkeiten um 0,15 Mio. EUR
auf 36,92 Mio. EUR gestiegen.

Die Umsatzerlose aus anderen Lieferungen und Leistungen liegen mit 1,92
Mio. EUR nahezu auf Vorjahresniveau (1,95 Mio. EUR).
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Die Bestandsminderungen betragen 36,96 Mio. EUR (i. V. Bestandserho-
hungen von 44,15 Mio. EUR) und sind hauptséchlich auf die Ubergabe von
Eigentumswohnungen im Schdnhofviertel zurtickzufihren.

Die aktivierten Eigenleistungen sind gegeniiber dem Vorjahr um 0,85 Mio.
EUR gesunken.

Die sonstigen betrieblichen Ertrage sind um 3,47 Mio. EUR gegenuber Vor-
jahr gesunken. Der Grund liegt insbesondere in ErtrAgen aus Ruckstel-
lungsauflésung fur hydraulischen Abgleich sowie Co2-Abgaben im letzten
Jahr.

Die Aufwendungen fur die Bewirtschaftungstatigkeit sind gegeniber dem
Vorjahr um 7,81 Mio. EUR auf 187,84 Mio. EUR gestiegen. Der Anstieg ist
im Wesentlichen auf hohere Instandhaltungskosten in Héhe von 8,04 Mio.
EUR zurtckzufuhren, insbesondere auf modernisierungsbedingte Mal3nah-
men sowie planmaliige Instandhaltungen.

Die Aufwendungen aus Verkaufsgrundstiicken sind um 18,26 Mio. EUR auf
11,09 Mio. EUR gesunken, wahrend die Aufwendungen fur andere Liefe-
rungen und Leistungen um 0,17 Mio. EUR gestiegen sind.

Der Personalaufwand erhohte sich gegeniber dem Vorjahr lediglich um
0,79 Mio. EUR. Zu bericksichtigen ist hierbei, dass im Jahr 2024 einmalige
Effekte enthalten waren, insbesondere Ruckstellungen fir Mitarbeiter-Treu-
epramien (4,32 Mio. EUR) sowie Inflationsausgleichszahlungen (1,71 Mio.
EUR).

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen liegen mit 34,10 Mio. EUR 1,10
Mio. EUR Uber dem Vorjahr. Darin enthalten ist die Zufihrung zu der Ruck-
stellung fur Gewahrleistungen fir verkaufte Bautrager-Wohnungseinheiten
in Hohe von 3,0 Mio. EUR.

Das EBITDA liegt bei 170,10 Mio. EUR und somit 39,89 Mio. EUR Uber dem
Vorjahr. Hierfur sind die Verkdufe von Bautrager-Wohneinheiten maf3geb-
lich verantwortlich.

Die Abschreibungen auf immaterielle Vermdgenswerte und das Sachanla-
gevermogen sind im Wesentlichen auf Grund von auf3erplanmafiigen Ab-
schreibungen infolge dauerhafter Wertminderungen um 36,36 Mio. EUR ge-
stiegen.

Die Zinsen und &hnliche Aufwendungen sind um 1,56 Mio. EUR angestie-
gen. Die Zinsertrage sind um 1,78 Mio. EUR gesunken.
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Die Ertrage aus Gewinnabfihrungsvertrdgen sind um 0,40 Mio. EUR ge-
sunken, wahrend die Ertrage aus Beteiligungen um 0,41 Mio. EUR gestie-
gen sind.

Die Steuern liegen um 1,90 Mio. EUR Utber dem Vorjahr.

Der Jahrestberschuss liegt 1,27 Mio. EUR Uber dem Planwert fir 2025.
Hierflr sind insbesondere friihere Erlose aus Verkauf von Grundstiicken
verantwortlich.

Finanzielle Leistungsindikatoren

Die finanziellen Leistungsindikatoren sind die Umséatze aus der Bewirtschaf-
tungstatigkeit und die Umséatze aus dem Verkauf von Grundstiicken sowie
der Jahresiuberschuss vor Ertragsteuern und ergeben sich aus der Gewinn-
und Verlustrechnung. Ein weiterer finanzieller Leistungsindikator ist die Ei-
genkapitalquote (Eigenkapital/Bilanzsumme).

Gesamtaussage zum Geschéftsverlauf und der Lage des Unterneh-
mens

Vor dem Hintergrund eines angespannten Marktumfelds in der Wohnungs-
wirtschaft, das durch weiter steigende Baukosten, ein nachhaltig erh6htes
Zinsniveau am Kapitalmarkt, eine niedrige Transaktionsaktivitat sowie zu-
nehmende regulatorische Anforderungen gekennzeichnet ist, beurteilt die
Geschaéftsfihrung den Geschaftsverlauf im Geschéftsjahr und die Lage des
Unternehmens als angespannt.

5. Risikobericht

Beschreibung des Risikofriiherkennungssystems

Die frihzeitige Identifikation, Analyse, Bewertung, Steuerung und Kontrolle
von Risiken, die sich aus der geschéftlichen Tatigkeit ergeben kénnen, ob-
liegt den Sorgfaltspflichten der Geschéftsfihrung. Diesbeziglich fand die
Festlegung einer verbindlichen Aufbau- und Ablauforganisation im Zusam-
menhang mit dem Risikomanagementsystem statt. Die Funktionen zum Ri-
sikomanagement sind zentral bei der Konzernmutter Nassauische Heim-
statte, Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft mbH in einem Stabsbe-
reich dem leitenden Geschéftsfiihrer zugeordnet und erstrecken sich auf
alle Geschaftsfelder und die Gesellschaften der Unternehmensgruppe.
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Die Ziele des Risikomanagements richten sich unter operativen und strate-
gischen Gesichtspunkten auf die Sicherung des Unternehmens gegen Ge-
fahren, die die Vermogens-, Finanz- und Ertragslage sowie die Erreichung
festgelegter Ziele gefahrden konnten. Dies gilt gleichermal3en fir die Ver-
meidung von Image- und/oder Reputationsschaden. Potenzielle Risiken
aus moglichen Compliance-Verstol3en werden ebenfalls systemunterstitzt
erfasst und bewertet und so in die Risikogesamtbewertung einbezogen.
Verantwortlich fur die Risikobewertung hierzu ist der Compliance-Beauf-
tragte. Ereignisse, die die Rechte und den Schutz von personenbezogenen
Daten betreffen, werden bei kritischer Bewertung durch den Datenschutz-
beauftragten, bzw. die interne Datenschutzmanagerin, ebenfalls im Risiko-
management abgebildet.

Durch die dezentralen konzernweiten Risikoverantwortlichen erfolgt die An-
wendung mit diesen einheitlichen Ansétzen fur die Meldung, Bewertung und
Uberwachung von potenziellen Risiken. Im Risikomanagement-Handbuch
sind die Ziele, das Prinzip, die Elemente, Grundsatze sowie der Risikoma-
nagementprozess mit allen diesbezlglichen Festlegungen beschrieben.

Zum Internen Kontrollsystem (IKS) der Unternehmensgruppe gehdren or-
ganisatorische Regelungen und MalRhahmen zur Einhaltung gesetzlicher,
untergesetzlicher und unternehmerischer Vorgaben sowie Anweisungen
zur Steuerung und Sicherstellung der betrieblichen Ablaufe.

Prifungen erfolgen durch die Innenrevision, Ermittlungen ggf. durch den
Compliance-Beauftragten der Unternehmensgruppe. Dieser steht auch fur
Beratungen zur Verfugung und fuhrt ggf. einzelne Unterweisungen oder
Schulungen fur Beschaftigte durch. Mal3hahmen entsprechend dem Geld-
waschegesetz und das Hinweisgebersystem gem. dem Hinweisgeber-
schutzgesetz werden ebenfalls durch den Compliance-Beauftragten der
Unternehmensgruppe verantwortet.

Risiken
Die nachfolgenden Risiken sind fur die Gesellschaft relevant:

Regulatorische und rechtliche Risiken

Geplante Anderungen von rechtlichen Rahmenbedingungen vor allem im
Miet-, Bau- und Umweltrecht werden verfolgt, um auf verbindliche Anderun-
gen reagieren zu konnen. Jede Veranderung der rechtlichen Rahmenbe-
dingungen, die fir unsere Geschaftstatigkeit relevant sind, wie etwa Rege-
lungen zur Hohe/Entwicklung von Mieten, Vorschriften zur Ausgestaltung
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von Modernisierungsmal3nahmen sowie Einschrankungen der Modernisie-
rungsmaoglichkeiten oder Vorschriften kdnnte sich nachteilig auf die Ge-
schéaftstatigkeit der Gesellschaft auswirken. Potenzielle Auswirkungen wéa-
ren wesentlich. Wir sehen die Eintrittswahrscheinlichkeiten derzeit als ge-
ring an.

Veranderungen der steuerrechtlichen Rahmenbedingungen, die sich auf
das operative Geschéft beziehen oder eine nicht sachgerechte Anwendung
bzw. Umsetzung steuerlicher Regelungen und Vorschriften im operativen
Geschéft finden, kdnnten sich nachteilig auf die Ergebnisentwicklung aus-
wirken. Hierzu gehoren auch die eingerichteten ertragsteuerlichen und um-
satzsteuerlichen Organschaften. Die Erfullung der jeweiligen Organschafts-
voraussetzungen ist Gegenstand regelmafiig stattfindender bzw. laufender
steuerlicher Betriebsprufungen. Bei letztinstanzlicher Nichtanerkennung der
Organschaften kdnnte dies zu einer wesentlichen bzw. hohen steuerlichen
Mehrbelastung zuziiglich Verzinsung fihren.

Zur frihzeitigen ldentifizierung, Bewertung und Steuerung maoglicher steu-
errechtlich relevanter Risiken wurde mit Hilfe externer Unterstltzung eine
Risikoerfassung durchgefihrt. Die relevanten Risiken wurden im Rahmen
eines Tax-Compliancemanagement-Systems identifiziert und in einer Risi-
komatrix erfasst. Die relevanten Risiken werden im Rahmen der Tax-Com-
pliance laufend beobachtet und bewertet.

Umfeld- und marktbezogene Risiken

Die Reputation ist von entscheidender Bedeutung. Ein schlechtes Ansehen
entspricht nicht unserem Leitbild und kann unsere Geschéftstatigkeit in lo-
kalen Markten erschweren. Daher streben wir jederzeit eine friihzeitige und
offene Kommunikation sowie einen direkten Dialog mit allen Gruppen und
Geschéftspartnern an, die ein berechtigtes Interesse haben, wenn es um
Konflikte wie z. B. die Bezahlbarkeit von Wohnraum oder um Modernisie-
rungs- oder Neubauvorhaben in unseren Immobilienquartieren, oder um
Regelverstdl3e geht. Hierzu nutzen wir auch das konzernweite Compliance
Hinweisgebersystem. Auf berechtigte Einwande reagieren wir entspre-
chend.

Dartber hinaus besteht auf der Finanzierungsseite das Risiko, dass die Ka-
pitalbeschaffung beeintrachtigt werden kénnte. Derzeit werden diesbezlg-
lich keine Risiken gesehen.

Risiken aus den Projekten

Vor dem Hintergrund des dringenden Wohnbedarfes im Geschaftsbereich
der Unternehmensgruppe werden Grundstiicke zur Bebauung im Anlage-
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und Umlaufvermdgen entwickelt. Mit umfassenden projektierten Moderni-
sierungsmaflinahmen und Erganzungen neuer Wohneinheiten im Bestand
ist u.a. die energetische Aufwertung des Anlagevermégens geplant. Die Ri-
siken aus diesen einzelnen Projekten werden auf Projektebene laufend be-
obachtet.

Risiken aus der Geschéftstatigkeit

Im Rahmen von Bestandsanalysen und der Investitionstéatigkeit werden bei
Investitionsrechnungen und Bewertungen Annahmen Uber zukinftige Ent-
wicklungen zugrunde gelegt, die sich abweichend von derzeitigen Progno-
sen entwickeln kdnnen. Daruber hinaus kdnnen externe Einflussfaktoren
dazu fuhren, dass erwartete Ergebnisse in der Bestandsbewirtschaftung, im
Wohnungsneubau oder -ankauf nicht realisiert werden.

Im Zusammenhang mit Investitionsentscheidungen bestehen zudem ver-
schiedene Projektrisiken. Hierzu zahlen bspw. steigende Baukosten, unvor-
hergesehene Umsténde wie zum Beispiel Handwerkerkapazitaten oder Ma-
terialengpésse, unerwartete Haftungsfalle sowie héhere Zinsaufwendun-
gen.

Beim Einsatz von General- und Nachunternehmen im Rahmen der Bauté-
tigkeiten besteht das Risiko von Ausféllen, die zu wirtschaftlichen Belastun-
gen oder rechtlichen Haftungen fuhren kdnnen.

Weitere Risiken kénnen gegebenenfalls aus unzureichenden Informationen
zu den in den Immobilien verbauten Materialien (z. B. Schadstoffe) sowie
der Umsetzung von neuen oder aktualisierten bautechnischen Regularien
(z. B. BrandschutzmalBnahmen) entstehen. Dartber hinaus kbnnen maogli-
che Gesetzesanderungen die Geschaftstatigkeit einschranken, etwa im Zu-
sammenhang mit 6ffentlichen und politischen Diskussionen Gber Miethohen
oder Forderungen im Rahmen von energetischen Investitionen in Moderni-
sierung oder Neubau.

Finanzielle Risiken

Fur Deutschland wird im Jahr 2026 mit einer moderaten wirtschaftlichen Er-
holung und einem Wachstum von rund 1,5 % gerechnet, womit sich die
Konjunktur wieder stabilisiert und im Einklang mit der Eurozone entwickelt.
Die Inflation durfte im Jahresdurchschnitt weiterhin leicht oberhalb des Ziel-
wertes der Europaischen Zentralbank von 2 % liegen, sich jedoch insge-
samt weiter stabilisieren. Die Geldpolitik der EZB befindet sich mit einem
Leitzinsniveau von rund 2 % in einer weitgehend neutralen Position und
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verfolgt einen vorsichtigen Kurs zwischen Inflationsbekédmpfung und Unter-
stutzung der wirtschaftlichen Entwicklung. Am deutschen Immobilienmarkt
ist insbesondere im Wohnsegment weiterhin mit steigenden Preisen zu
rechnen, da die Nachfrage in Ballungsraumen das Angebot Ubersteigt.
Gleichzeitig begrenzt die weiterhin eingeschréankte Erschwinglichkeit das
Aufwartspotenzial der Preise. (https://www.helaba.com/media/docs/de/re-
search-und-advisory/kapitalmarktausblick/2026/helaba-maerkte-und-
trends-2026-de.pdf, Seite 7)

Fur die Unternehmensgruppe bestehen finanzielle Risiken insbesondere im
Zusammenhang mit dem weiterhin erh6hten Zinsniveau. Zwar zeigen sich
derzeit keine Einschrankungen bei der Kreditbeschaffung, jedoch fuhren
hohere Finanzierungskosten bei Neukreditaufnahmen zu einem zunehmen-
den Rentabilitdtsdruck bei Investitionsprojekten. Dartber hinaus besteht bei
auslaufenden Finanzierungen ein Zinsdnderungsrisiko im Rahmen von Pro-
longationen. Dieses Risiko wird durch langfristige Zinsbindungen sowie die
Nutzung zinsgunstiger Férderdarlehen deutlich begrenzt.

Ein weiteres finanzielles Risiko ergibt sich infolge der Ende 2025 geander-
ten Auslegung der Antragsberechtigung im Rahmen der Bundesférderung
fur effiziente Gebaude (BEG), wonach die Unternehmensgruppe derzeit als
nicht antragsberechtigt gilt. Hieraus kdnnen sich insbesondere Mehrbelas-
tungen durch entfallende Fordermittel sowie ein erhdhter Einsatz alternati-
ver Finanzierungsquellen ergeben.

Die geopolitischen Spannungen im Nahen Osten bergen Risiken fir die ge-
samtwirtschaftliche Entwicklung. Insbesondere kdnnten steigende Energie-
preise inflationssteigernd wirken und zu einem erneuten Anstieg des Zins-
niveaus fuhren, was sich negativ auf Finanzierungskosten sowie Investiti-
ons- und Bautatigkeit auswirken kann.

Insgesamt sind derzeit keine branchenuniblichen oder bestandsgefahrden-
den finanzwirtschaftlichen Risiken erkennbar. Zur aktiven Steuerung der fi-
nanzwirtschaftlichen Risiken setzt die Unternehmensgruppe weiterhin etab-
lierte Instrumente ein, insbesondere die Liquiditats- und Dispositionspla-
nung, das Kredit- und Beleihungsmanagement sowie regelmafiige Analy-
sen zu Zinsanderungsrisiken. Im Rahmen des Beleihungsmanagements
wird die Besicherungskennzahl ermittelt. Die Kennzahl benennt das Ver-
haltnis des Ertragswertes des Immobilienvermdgens, abzuglich der Nomi-
nalbetrage der in den Grundbuchern eingetragenen Grundpfand-rechte mit
Valuta, zu der Valuta der unbesicherten Verbindlichkeiten aus Darlehen und
sonstigen Finanzierungsinstrumenten. Die Besicherungskennzahl betragt
537 %.
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Im Unternehmensbereich Portfoliosteuerung & Mietenadministration wer-
den Portfolioanalysen fir den Konzernwohnungsbestand durchgefihrt.
Hierbei werden technische Objektanalysen, betriebswirtschaftliche Auswer-
tungen wie Cashflow- und dynamische Investitionsrechnungen erstellt. Auf-
grund der Bedeutung der Ergebnisse aus der Bestandsbewirtschaftung
(Kerngeschaft des Unternehmens) erfolgt au3erdem eine Beobachtung re-
levanter Erfolgskennzahlen sowie Marktwertentwicklungen.

Insgesamt geht die Geschaftsfiihrung von keinen bestandsgeféahrdenden
Risiken aus.

Chancen

Die nachfolgenden Chancen sind fir die Gesellschaft relevant:

Umfeld- und marktbezogene Chancen

Die anhaltend angespannte Wohnungsmarktlage in bestimmten Ballungs-
raumen kann zu politischen Entscheidungen fiuihren, die die Erweiterung der
Wohnraum- oder Mietférderung beabsichtigen. Dies kann regional positive
Auswirkungen auf die Geschéftstatigkeit haben.

Chancen aus der Geschaftstatigkeit

Finanzielle Chancen

Der Zugang zu den Finanzmarkten wird maf3geblich durch die gute Bonitat
sowie das Investment-Grade-Rating der Nassauischen Heimstéatte unter-
stutzt. Das stabile und nachhaltige Geschaftsmodell der Unternehmens-
gruppe sowie die weiterhin hohe Nachfrage nach bezahlbarem Wohnraum
tragen zur Stabilisierung der positiven Ratingeinschatzung bei — auch unter
herausfordernden gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Hierdurch
wird die Finanzierungsfahigkeit der Unternehmensgruppe nachhaltig ge-
starkt und eine verlassliche Grundlage fur die Umsetzung geplanter Inves-
titionsmalRnahmen geschaffen.

6. Nachhaltigkeitsbericht

Nachhaltigkeit ist ein Kernthema der NHW und integraler Bestandteil der
Gesamtunternehmensstrategie. Die Klimastrategie bildet das Riickgrat der
Nachhaltigkeitsausrichtung — mit dem Ziel, Klimaneutralitat im Gebaudebe-
stand bis 2045 zu erreichen. Die Nachhaltigkeitsstrategie wurde erstmals
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2014 entwickelt, 2017/18 fortgeschrieben und im Jahr 2023 erneut aktuali-
siert. Folgende Erfolge konnten bei den sogenannten Fokuszielen erreicht
werden:

+ Klimaschutz: 2020 bis 2024 wurden 15,8 % CO2 Einsparung er-
reicht. Zwischen 1990 und 2024 konnten die Treibhausgasemissio-
nen der Wohnungsbestande um ca. 56% reduziert werden.

+ Kreislaufwirtschaft: Erste Durchfiihrung einer Scope3Berechnung in
2025; Eckpunktepapier der IW.2050 als Leitlinie.

+ Ethisches Wirtschaften und Compliance: Vorbereitung auf CSRD bis
Frihjahr  2025;  Geschaftsfuhrungsbeschluss zur  Umset-
zung von ,,CSRD light* und ,, Taxonomie light* am 03.11.2025.

+ Nachhaltiges Wohnen: Berichterstattung zum Sozialbeitrag der
NHW und dessen Fortschreibung in der Nachhaltigkeitserklarung.

+ Klimaanpassung: ldentifikation und Bewertung physischer Risiken
auf Portfolioebene, Erstbewertung transitorischer Risiken bis Anfang
2026.

Eine Fortschreibung der Nachhaltigkeitsstrategie wird im Jahr 2026 durch-
gefuhrt werden. Ziel ist es, nach 12 Jahren Nachhaltigkeitsmanagement
Methodiken, Organisationsmodelle, Managementansatze und eine Uberar-
beitung des Indikatorensets zur Starkung der Verankerung in der Unterneh-
mensentwicklung und den Organisationseinheiten fortzuentwickeln. Ziel ist
es, die Grundlage der Nachhaltigkeitsausrichtung fur die kurz-, mittel- und
langfristige Perspektive (2030/2035/2045) zu legen.

Das Nachhaltigkeitsmanagement ist seit 2014 konzernweit implementiert
und in die FUhrungsstruktur systematisch eingebunden. Die Geschéftsfih-
rung tragt die Gesamtverantwortung, legt tbergeordnete Ziele und Kenn-
zahlen fest und verankert Nachhaltigkeit verbindlich im Kerngeschaft. Zwei
zentrale Einheiten tragen das System:

+ Kompetenzcenter Nachhaltigkeitsmanagement (KC NM): Steuernde
und beratende Rolle; Entwicklung der Nachhaltigkeits- und Klimast-
rategie; Befahigung der Fachbereiche bei der Umsetzung; zentrale
Schnittstelle fur Wissen und Prozesskoordination. Zum Stichtag 31.
Dezember 2025 sind hier neun Mitarbeitende tatig. Die Geschafts-
stelle der Initiative Wohnen.2050 e.V. (IW.2050) ist im KC NM ange-
siedelt; die Tatigkeit ist Uber einen Geschaftsbesorgungsvertrag ge-
regelt, inkl. Rickvergttung der netto-Personalaufwande fur finf Voll-
zeitstellen im KC NM.

« Lenkungsgruppe Nachhaltigkeit: Verantwortliche aus den Unterneh-
mensbereichen aller drei Linien; stellt die systematische Integration
in Prozesse sicher und spiegelt die strategische Ausrichtung in ope-
rativen Entscheidungen.
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Auf der operativen Ebene liefern Fachbereiche jahrlich relevante Nachhal-
tigkeitsdaten, identifizieren bereichsspezifische Themen, setzen Mal3nah-
men um und stellen Inhalte sowie Fortschritte gegeniber internen und ex-
ternen Stakeholdern dar.
Die NHW entwickelte ihre Berichterstattung von freiwilligen Rahmenwerken
(seit 2014 GRI, DNK, GdW-Vorgaben) hin zur CSRD-Orientierung mit
ESRS-Bezug. Ab dem Geschéftsjahr mit CSRD-Pflicht standen eine umfas-
sende Gap-Analyse und eine Doppelwesentlichkeitsanalyse (Impact, Ri-
siko, Chancen, Perspektive) im Fokus. Trotz der Omnibus-Verordnung vom
22.12.2025 nutzt die NHW CSRD-Indikatoren weiterhin als Steuerungs-
instrument fuir das Kerngeschaft — u. a. zur Offenlegung gegeniber Finanz-
dienstleistern, im Risiko-Management, der Transformationssteuerung und
Aulendarstellung. Nach 2025 bleiben GRI/DNK freiwillig erhalten und wer-
den gezielt um zentrale CSRD-Elemente erganzt; ahnlich wurde fur die EU-
Taxonomie ein reduziertes, pragmatisches Vorgehen etabliert, das strate-
gisch hilfreiche KPIs liefert, ohne die Bereiche zu Uberfordern. Die NHW halt
ihr Ambitionsniveau und die Kontinuitat der Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung und richtet sich am EU-Leitstandard und an CSRD-pflichtigen Woh-
nungsunternehmen aus. In der Fortschreibung 2026+ wird das bewahrte In-
dikatorenset gezielt um strategisch relevante Datenpunkte erweitert.
Die Klimastrategie der NHW wurde nach der Erstformulierung 2018/19 im
Jahr 2022 umfassend fortgeschrieben; aufgrund des novellierten Gebau-
deenergiegesetzes (GEG) erfolgte eine erneute Fortschreibung zur Vorstel-
lung im Aufsichtsrat im Frihjahr 2025. Ziel: Konzentration auf klimaneutrale
Warmeversorgung und Reduktion der Eingriffstiefe im Bestand zur Verrin-
gerung der Finanzierungsliicke. Die Klimastrategie 2025+ liefert die bislang
besten strategischen Zielwerte fir die Konzernentwicklung: breitere Portfo-
liodurchdringung, bessere betriebswirtschaftliche Rahmungen und die Ver-
bindung des sozialen Kernauftrags bezahlbarer Mieten mit mdglichst gering
steigenden Heizkosten. Erstmals nahert sich die NHW der Vorgabe Kli-
maneutralitat 2045 bis auf etwa 5 kg CO2/m2a Restemissionen. Der zent-
rale Hebel ist die Umstellung von fossilen Energietragern auf erneuerbare
Warme und der gezielte Ausbau klimarelevanter Investitionen unter Wah-
rung der Wirtschatftlichkeit und Sozialvertraglichkeit. In der Ausblickphase
2028+ stehen im Mittelpunkt:
+ Ganzheitliche Analyse der Warmeversorgung mit Fokus auf wirt-
schatftlich sinnvolle und klimafreundliche Lésungen.
« Transformationsplane fur die konzerneigenen Wéarmenetze.
+ Bewertung der Auswirkungen der veranderten Modernisierungspra-
xis auf die Vermietung.
« Standardisierung technischer Losungen zur Maximierung der Wir-
kung der Investitionsmittel fur die Werterhaltung des Gebaudebe-
standes.
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« Simulationsgestutzter Solarausbau, Integration von Fernwarmepo-
tenzialen aus kommunaler Warmeplanung und Versorgergespra-
chen.

+ Laufende Ruckkopplung aus dem Betrieb zur Verbesserung von An-
nahmen (Kosten, Energie, Ressourcen).

« Vertiefung der Berechnung sozialer Auswirkungen wie Heizneben-
kosten; Ergdnzung der Emissionspfade um Flachenkennzahlen fir
bessere Sichtbarkeit des Fortschritts.

Neben dem Kerngeschaft wirkt die NHW Uber die von ihr initiierte Initiative
Wohnen.2050 (IW.2050 - Grindung: Anfang 2020; Sitz: Frankfurt am Main)
als Multiplikatorin. Ziel ist die Unterstitzung der Wohnungswirtschaft bei der
Erreichung der Pariser Klimaziele. Dem Zusammenschluss gehdren zum
Ende 2025 252 Wohnungsunternehmen und 13 institutionelle Partner (u. a.
GdW) an; vertreten werden tber zwei Millionen Wohneinheiten, die bis 2045
klimaneutral entwickelt werden sollen. Bislang fanden rund 190 Fachveran-
staltungen statt; die Initiative prasentierte ihre Arbeit auf etwa 90 Branchen-
veranstaltungen. Der jahrliche Praxisbericht (Printauflage ca. 3.300, Online-
Version verfugbar) findet breite Resonanz in der Branche der Fachwelt und
im politischen Raum.

Quellen:

Unternehmensbericht 2024 der Unternehmensgruppe Nassauische Heimstatte /
Wohnstadt

Praxisbericht 2025/2026 der Initiative Wohnen.2050

7. Prognosebericht

Das Bestandsinvestitionsprogramm wird auch in den kommenden Jahren
auf hohem Niveau fortgesetzt. Fir das Jahr 2026 sind in der Nassauischen
Heimstatte Instandhaltungsaufwendungen in HOhe von 68,5 Mio. EUR
(Fremdkosten u. Handwerkerservice) sowie Modernisierungsinvestitionen
in H6he von 75,3 Mio. EUR (Fremdkosten u. Eigenleistungen) geplant. Die
geplanten Modernisierungsmafinahmen tragen zur Verbesserung des Aus-
stattungs- sowie Energiestandards unserer Wohnungen bei und sichern da-
mit deren Vermietbarkeit. Gleichzeitig wird die Wettbewerbsfahigkeit des
Unternehmens gestarkt und seine wirtschaftliche Stabilitat nachhaltig ge-
festigt. Flankiert werden die baulichen Erneuerungsinvestitionen durch
Mallnahmen der sozialen Stabilisierung der Siedlungsstrukturen im Rah-
men von Quartiersentwicklungen, gegebenenfalls unter Inanspruchnahme
des Programms ,Sozialer Zusammenhalt®.
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Ziel der Unternehmensgruppe ist ein klimaneutraler Wohnungsbestand ge-
manR Klimastrategie. Vor dem Hintergrund der Baupreissteigerungen, der
Entwicklungen auf den Finanzmarkten sowie der kontinuierlich steigenden
gesetzlichen Anforderungen an unsere Wohnungsbestande wird der einge-
schlagene Strategiewechsel in der Modernisierung fortgefuihrt. So werden
verstarkt geringinvestive Modernisierungen zur Umstellung auf fossilfreie
Energietrager und Vermeidung von Treibhausgasemissionen (CO2) umge-
setzt. Ganzheitliche Modernisierungen sind portfoliostrategisch zwar win-
schenswert, aufgrund der Grél3e des Wohnungsbestands und des daraus
resultierenden Investitionsvolumens jedoch insgesamt nicht leistbar.

Die Neubautatigkeit im Wohnungsbau im Jahr 2026 betrifft gemaf3 aktueller
Planung den Baubeginn von zwei MaRnahmen mit insgesamt 683 Wohnun-
gen und acht Gewerbeeinheiten fir den eigenen Bestand. Hierfur sind Mittel
in Ho6he von 291 Mio. EUR veranschlagt. Weiterhin ist in Frankfurt Nieder-
rad der Baubeginn von 107 Wohnungen im Umlaufvermogen geplant.

Die Veraufierung von Wohnungen des Anlagevermdgens erfolgt nur noch
im Rahmen von Einzelprivatisierungen entweder an Mieter oder leerstehen-
der Wohnungen am freien Markt.

Fur 2026 wird von einer Stabilisierung der Nachfrage nach Eigentumswoh-
nungen des Umlaufvermodgens ausgegangen. Im Frihjahr 2026 ist in Ab-
hangigkeit vom Baubeginn der Vertriebsstart eines weiteren Neubauprojek-
tes mit 107 Wohnungen in Frankfurt-Niederrad im Lyoner Quartier vorgese-
hen.

Seite 25



Fur das Geschaftsjahr 2026 wird gemal’ der aktuellen Planung mit einem
Jahresiuberschuss von 16,2 Mio. EUR gerechnet.

Die wichtigsten Positionen aus dem Wirtschaftsplan sind in Mio. EUR:

IST PLAN

2025 2026
Sollmieten 269,9 2829
Erldsschmalerungen 9,5 7,7
Instandhaltungsaufwendungen 62,4 62,0
Personalaufwand 85,3 93,3
Sonstige betriebliche Aufwendungen 34,1 36,9
Abschreibungen 1132 94,5
Zinsaufwendungen 35,5 419
Jahres(berschuss 24,9 16,2

Die Eigenkapitalquote fur das folgende Geschéftsjahr wird auf rd. 34,7 %
prognostiziert.

Die Ertragslage wird trotz Inflation und weiterhin hohen Zinsen als solide
beurteilt. Die wirtschaftliche Umsetzung energetischer Modernisierungs-
mal3nahmen héngt in gewissem Umfang von der Verfugbarkeit offentlicher
Fordermittel ab. Insbesondere Bundesforderprogramme tragen dazu bei,
Investitionsmalinahmen wirtschaftlich darstellbar umzusetzen. Der Wegfall
oder die Reduzierung entsprechender Forderprogramme kann dazu fiihren,
dass Investitionen starker durch Fremdmittel finanziert werden missen. Da-
raus resultierende zuséatzliche Zinsaufwendungen konnen die zukunftige
Ertragslage entsprechend belasten.

Gesetz fur die gleichberechtigte Teilhabe von Fraue  n und Mannern
an Fuhrungspositionen in der Privatwirtschaft und i m Offentlichen
Dienst

In der Gesellschafterversammlung der Nassauische Heimstatte am 13. Juli
2023 wurde eine Zielgrol3e fur den Frauenanteil im Aufsichtsrat in Héhe von
25 % und als Frist zur Zielerreichung funf Jahre festgelegt.
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Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung am 30. Juni 2021 beschlossen, die
Quote fur den Frauenanteil in der Geschéftsflihrung in Hohe der bisherigen
33 % beizubehalten.

Die Geschaftsflihrung hat flr die 2. Fihrungsebene 27 % und fir die 3. Flih-
rungsebene 37 % als ZielgroRen fir den Frauenanteil beschlossen. Die
Ziele konnten teilweise nicht erreicht werden. An den Zielgré3en wird fest-
gehalten.

Zum 31.12.2025 lag der Frauenanteil im Aufsichtsrat bei 19 % und bei der
Geschéftsfuhrung unverandert bei 33 %. In der 2. Flihrungsebene ist der
Frauenanteil von 31 % (Stand 31.12.2024) auf 27 % gesunken. In der
3. Fuhrungsebene ist der Frauenanteil von 34 % (Stand 31.12.2024) auf 35
% leicht gestiegen.

Frankfurt am Main, den 26.03.2026
/

L. ke [/

homas Hain Monika Fontaine/retschmer Dr. Constantin Westphal

Dr.
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Nassauische Heimstatte Wohnungs- und
Entwicklungsgesellschaft mbH

Jahresabschluss

fir das Geschaftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025

Bilanz

Aktiva
In EUR 31.12.2025 31.12.2024
A. ANLAGEVERMOGEN

I. Immaterielle Vermogensgegenstinde

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und &hnliche Rechte und Werte sowie

Lizenzen an solchen Rechten und Werten 963.970,00 1.415.941,00

Il. Sachanlagen

1. Grundsticke und grundstiicksgleiche Rechte mit Wohnbauten

2.463.421.991,52

2.270.706.782,80

Grundsticke und grundstiicksgleiche Rechte mit Geschafts- und anderen Bauten

61.639.216,77

78.704.459,94

Grundsticke und grundstilicksgleiche Rechte ohne Bauten

17.913.465,82

33.419.750,55

Grundsticke mit Erbbaurechten Dritter 972.729,02 972.729,02
6.362.307,00 4.797.240,00
Andere Anlagen, Betriebs- und Geschaftsausstattung 7.960.147,00 7.529.522,00

Anlagen im Bau

136.106.958,99

214.212.683,29

2
3
4
5. Technische Anlagen und Maschinen
6
7
8

Bauvorbereitungskosten

43.380.506,54

44.764.867,34

2.737.757.322,66

2.655.108.034,94

Il. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen

125.780.214,82

125.780.214,82

2. Beteiligungen 3.232.914,11 5.332.914,11
3.  Wertpapiere des Anlagevermégens 29.845.523,39 29.845.523,39
4 sonstige Ausleihungen 49.599,68 54.103,25

158.908.252,00

161.012.755,57

2.897.629.544,66

2.817.536.731,51

B. UMLAUFVERMOGEN

I. Zum Verkauf bestimmte Grundstiicke und andere Vorrate

1. Grundsticke und grundsticksgleiche Rechte ohne Bauten

28.019.644,27

28.019.644,27

2. Bauvorbereitungskosten 1.965.553,83 1.290.518,79
3.  Grundstucke und grundstiicksgleiche Rechte mit unfertigen Bauten 21.938.791,62 74.872.119,85
4. Grundsticke und grundsticksgleiche Rechte mit fertigen Bauten 18.555.471,37 0,00
5. Unfertige Leistungen 107.957.563,70 111.213.359,50
6. Andere Vorrate 1.531.623,27 1.875.114,67

179.968.648,06

217.270.757,08

1. Forderungen und sonstige Vermoégensgegenstande

1. Forderungen aus Vermietung

5.476.181,62

4.866.961,76

2.  Forderungen aus Grundstlcksverkaufen

3.051.587,29

27.389,29
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Aktiva

In EUR 31.12.2025 31.12.2024
Forderungen aus Betreuungstatigkeit 1.105.926,99 1.058.003,22
Forderungen aus anderen Lieferungen und Leistungen 5.920,25 0,00

Forderungen gegen verbundene Unternehmen

90.823.191,06

99.731.589,43

oA W

Sonstige Vermogensgegenstande

10.636.713,29

13.038.599,14

111.099.520,50

118.722.542,84

Ill. Flussige Mittel und Bausparguthaben

46.376.464,46

19.252.602,57

337.444.633,02

355.245.902,49

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN

5.587.052,66

4.764.313,91

3.240.661.230,34

3.177.546.947,91
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Passiva

In EUR

31.12.2025

31.12.2024

A.

EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital

127.430.070,00

127.430.070,00

1l.  Kapitalrucklage

392.821.008,48

392.821.008,48

Il. Gewinnriicklage

605.797.709,94

583.702.856,16

1. SatzungsmaBige Ricklage

63.715.035,00

63.715.035,00

2. Bauerneuerungsricklage

200.469.270,65

200.469.270,65

3. Andere Gewinnrticklagen

341.613.404,29

319.518.550,51

605.797.709,94

583.702.856,16

IV. Jahresuberschuss

24.867.396,71

28.668.810,50

-

.150.916.185,13

-

.132.622.745,14

B. SONDERPOSTEN FUR INVESTITIONSZUSCHUSSE 17.899.770,28 2.401.481,70
C. RUCKSTELLUNGEN
1. Ruckstellungen flir Pensionen und dhnliche Verpflichtungen 5.462.106,00 5.540.131,00
2. Steuerrickstellungen 3.463.841,00 136.034,00
3. Sonstige Ruckstellungen 30.150.419,47 21.011.770,43
39.076.366,47 26.687.935,43
D. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegeniber Kreditinstituten 1.205.623.508,16 1.184.085.215,92
2. Verbindlichkeiten gegenuber anderen Kreditgebern 546.722.277,73 552.984.491,14
3. Erhaltene Anzahlungen 138.191.810,76 149.420.402,29
4. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen
a) Verbindlichkeiten aus Vermietung 10.273.970,67 14.761.331,53
b) Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und Leistungen 10.671.945,49 12.027.479,70
Verbindlichkeiten gegenliber verbundenen Unternehmen 50.692.325,40 51.988.288,41
6. Sonstige Verbindlichkeiten 1.452.136,16 1.049.908,37
1.963.627.974,37 1.966.317.117,36
E. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 69.140.934,09 49.517.668,28

3.240.661.230,34

3.177.546.947,91
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Gewinn- und Verlustrechnung

In EUR

2025

2024

1.

Umsatzerlose

a) aus der Bewirtschaftungstatigkeit

383.000.176,46

351.945.742,99

b) aus Verkauf von Grundstlcken 86.401.400,00 652.096,40
C) aus Betreuungstatigkeit 36.921.528,41 36.766.669,33
d) aus anderen Lieferungen und Leistungen 1.924.574,38 1.951.842,31

508.247.679,25

391.316.351,03

2. Verminderung (i.Vj. Erh6hung) des Bestands an zum Verkauf bestimmten Grundstiicken mit fer-
tigen oder unfertigen Bauten sowie unfertigen Leistungen 36.958.617,73 44.150.740,01
Andere aktivierte Eigenleistungen 12.335.373,82 13.181.484,88
4. Sonstige betriebliche Ertrage 5.450.306,25 8.918.931,03
Aufwendungen fiir bezogene Lieferungen und Leistungen
a) Aufwendungen fir Bewirtschaftungstatigkeit 187.837.036,54 180.025.836,03
b) Aufwendungen fur Verkaufsgrundstiicke 11.091.829,56 29.350.608,98
¢) Aufwendungen fur andere Lieferungen und Leistungen 706.831,96 534.502,80
199.635.698,06 209.910.947,81
6. Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter 65.356.796,43 68.821.995,88
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen flr Altersversorgung und fir Unterstltzung 19.931.716,62 15.672.717,26
85.288.513,05 84.494.713,14
7. Abschreibungen auf immaterielle Vermégensgegenstéande des Anlagevermdégens und Sachanla-
gen 111.141.450,62 74.778.189,69
8. Sonstige betriebliche Aufwendungen 34.096.010,23 32.999.195,54
9. Ertrége aus Beteiligungen 2.320.542,92 1.911.068,84
10. Ertrage aus Gewinnabfliithrungsvertrégen 744.093,05 1.140.715,21
11. Ertrage aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des Finanzanlagevermégens 979,80 1.566,73
12. Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrége 2.564.263,13 4.341.345,80
13. Abschreibungen auf Finanzanlagen 2.100.000,00 0,00
14. Zinsen und dhnliche Aufwendungen 35.482.840,17 33.918.741,62
15. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 1.965.383,13 106.166,93
16. Ergebnis nach Steuern 24.994.725,23 28.754.248,80
17. Sonstige Steuern 127.328,52 85.438,30
18. Jahresiiberschuss 24.867.396,71 28.668.810,50

Seite 31



Anhang

I. Aligemeine Angaben

Die Nassauische Heimstatte Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft mit
beschrankter Haftung ist eine groRe Gesellschaft gemal § 267 Abs. 3 HGB
mit Sitz in 60594 Frankfurt am Main, Schaumainkai 47 und ist im Handelsre-
gister B des Amtsgerichts Frankfurt am Main unter der Registernummer HR
B 6712 gefihrt.

Der Jahresabschluss per 31. Dezember 2025 wurde auf der Grundlage des
HGB sowie unter Berticksichtigung der besonderen Vorschriften des GmbHG
aufgestellt.

Die Gliederung der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung erfolgt
abweichend von 8§ 266 und § 275 HGB nach der aktuellen Verordnung tber
die Gliederung des Jahresabschlusses von Wohnungsunternehmen (JAbschl-
WUV). Fur die Gewinn- und Verlustrechnung wurde das Gesamtkostenver-
fahren angewendet. Bei der Gliederung und der Bezeichnung der Abschluss-
posten sind die Besonderheiten der Geschaftstatigkeit der Gesellschaft
berucksichtigt. Bei Ausweis von Vorjahreswerten erfolgt die Angabe in Klam-
mern ().

Geschaftsjahr ist das Kalenderjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2025.

Il. Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden

Die Bewertungs- und Bilanzierungsmethoden sind gegeniiber dem Vorjahr
unverandert.

Bilanzierung und Bewertung der Aktivposten

Die immateriellen Vermoégensgegenstande sind zu fortgefihrten Anschaf-
fungskosten oder zum niedrigeren beizulegenden Wert angesetzt.

Die entgeltlich erworbene Software wird linear zwischen drei und funf Jah-
ren abgeschrieben.

Die Sachanlagen sind zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten vermindert
um planmaRige Abschreibungen angesetzt.

Die Herstellungskosten umfassen Einzelkosten, Gemeinkosten flr Fertigung
sowie unter Inanspruchnahme des § 255 Abs. 2 Satz 3 HGB Gemeinkosten
fur Verwaltung in angemessener Hohe.

Seite 32



In die Herstellungskosten der Bauten des Anlagevermogens werden seit
dem Geschaftsjahr 2019 unter Inanspruchnahme des § 255 Abs. 3 Satz 2
HGB die auf den Zeitraum der Herstellung entfallenden Fremdkapitalzinsen
einbezogen.

Die planmaRBige Abschreibung auf Wohn- und Geschaftsbauten erfolgt Uber
50 Jahre. Bei Wohnbauten sowie Geschaftsbauten, deren Restabschrei-
bungsdauer am 1. Januar 1992 mehr als 50 Jahre betrug, wurde diese auf 50
Jahre verkirzt. Fir andere Bauten erfolgt die Abschreibung tber 25 Jahre.
Fur nach dem 31. Dezember 2022 beginnende Modernisierungsmalinahmen
wird die planmaRige Abschreibung fir Teilmodernisierungsprojekte auf 25
Jahre und fur Vollmodernisierungsprojekte auf 40 Jahre festgelegt.

Die technischen Anlagen und Maschinen betreffen Rauchwarnmelder und
E-Ladestationen, die mit gleichbleibenden Raten in Héhe von 10 % abge-
schrieben werden, und eine Tankanlage, die mit 7 % abgeschrieben wird. Die
Betriebs- und Geschaftsausstattung wird mit gleichbleibenden Raten bei Sat-
zen zwischen 7 % und 33 1/3 % abgeschrieben. Geringwertige Wirtschaftsgu-
ter werden im Jahr des Zugangs in voller Hohe abgeschrieben.

Die geleisteten Anzahlungen sind zum Nennwert angesetzt.

Die Anteile an verbundenen Unternehmen und die Beteiligungen sind zu
Anschaffungskosten abzlglich vorgenommener Abschreibungen bilanziert.

Im Berichtsjahr wurde eine Beteiligung mit 2.100 TEUR gemal3 8 253 Abs. 3
Satz 6 aullerplanmaliig abgeschrieben.

Bei einer voraussichtlich dauerhaften Wertminderung erfolgt eine Abschrei-
bung auf den niedrigeren beizulegenden Wert.

Die Wertpapiere des Anlagevermégens werden mit den Anschaffungskos-
ten angesetzt.

Die sonstigen Ausleihungen sind zum Nennbetrag abzlglich Tilgung bilan-
ziert; zinslose Ausleihungen sind zum Barwert angesetzt.

Die zum Verkauf bestimmten Grundstiicke und anderen Vorréte sind zu
Anschaffungs- beziehungsweise Herstellungskosten oder dem niedrigeren
beizulegenden Wert angesetzt.

Die Herstellungskosten der Grundstiicke und grundstiicksgleichen
Rechte mit unfertigen Bauten sind auf Basis der Einzelkosten (Fremdleis-
tungen) angesetzt.

Der niedrigere beizulegende Wert bei den unfertigen Leistungen aus noch
nicht abgerechneten Betriebskosten ergibt sich aus einem Bewertungsab-
schlag fur den nicht umlagefahigen Anteil, der auf leerstehende Wohnungen
entfallt.
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Die unter den anderen Vorraten erfassten Heizolvorrate betreffen Miet-
wohnungen und sind unter Anwendung des Fifo-Verfahrens zu Anschaf-
fungskosten bewertet.

Die geleisteten Anzahlungen sind zum Nennwert angesetzt.

Samtliche Forderungen und sonstige Vermégensgegenstande werden
zum Nennwert angesetzt. Allen erkennbaren Risiken ist durch Wertberichti-
gungen Rechnung getragen.

Forderungen aus Vermietung werden mit unterschiedlichen Satzen
getrennt nach aktiven und ehemaligen Mietverhaltnissen pauschal wertbe-
richtigt, uneinbringliche Mietforderungen werden vollstandig wertberichtigt.

Bei allen Einzelposten wurde das Niederstwertprinzip beachtet.

Guthaben bei Kreditinstituten sowie der Kassenbestand werden zu
Nennwerten angesetzt. Der aktive Rechnungsabgrenzungsposten umfasst
Auszahlungen vor dem Abschlussstichtag, die Aufwand fir eine bestimmte
Zeit nach diesem Tag darstellen.

Latente Steuern

Die Ermittlung der latenten Steuern erfolgt auf Basis des kombinierten
Ertragsteuersatzes der Gesellschaft von aktuell 31,673 %. Der kombinierte
Ertragsteuersatz umfasst Korperschaftsteuer, Gewerbesteuer und Solidari-
tatszuschlag. Eine sich insgesamt ergebende Steuerbelastung wirde in der
Bilanz als passive latente Steuer angesetzt werden. Im Falle einer Steuerent-
lastung wiurde vom entsprechenden Aktivierungswahlrecht fur aktive latente
Steuern nach 8 274 Abs. 1 Satz 2 HGB kein Gebrauch gemacht werden. Im
Geschaftsjahr ergibt sich insgesamt eine - nicht bilanzierte - aktive latente
Steuer.

Steuerlatenzen resultieren im Wesentlichen aus unterschiedlichen Wertan-
satzen von Anlagevermdgen und Rickstellungen sowie steuerlichen Verlust-
vortragen.

Bilanzierung und Bewertung der Passivposten
Das gezeichnete Kapital wird zum Nennwert angesetzt.

Im Sonderposten fiir Investitionszuschiisse werden erhaltene Zuschusse
fur energieeffiziente MaBnahmen an den Gebauden passiviert und Uber
einen Zeitraum von zehn Jahren aufgeldst.
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Die Ruckstellungen fiir Pensionen und dhnliche Verpflichtungen werden
wie im Vorjahr versicherungsmathematisch unter Zugrundelegung biometri-
scher Wahrscheinlichkeiten (Heubeck-Richttafeln 2018 G) ermittelt. Nach
versicherungsmathematischen Grundsatzen wurde ein Anwartschaftsbar-
wert ermittelt. Es wurde von dem Wahlrecht zur pauschalen Abzinsung mit
dem durchschnittlichen Marktzinssatz fir eine Laufzeit von 15 Jahren fur alle
Altersversorgungsverpflichtungen Gebrauch gemacht. Hierfr wurde der
von der Deutschen Bundesbank verdffentlichte durchschnittliche Marktzins-
satz von 2,06 % (i. Vj. 1,90 %) sowie flr die Ermittlung des Unterschiedsbe-
trags gemal’ 8 253 Abs. 6 HGB ein Rechnungszins von 2,22 % (i. Vj. 1,96 %)
angesetzt.

Als Gehaltstrend wurden 0,0 % (i. Vj. 0,0 %), als Rententrend 2,0 % (i. Vj. 2,0
%) verwendet.

Es wird wie im Vorjahr von einer Fluktuation von 0 ausgegangen.

Die Steuerruckstellungen und sonstigen Riickstellungen bericksichtigen
alle erkennbaren Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten. Die Bewertung
erfolgt jeweils in Hohe des notwendigen Erfullungsbetrags, der nach ver-
nunftiger kaufmannischer Beurteilung erforderlich ist, um zukinftige Zah-
lungsverpflichtungen abzudecken. Zukunftige Preis- und Kostensteigerun-
gen wurden berucksichtigt, sofern ausreichende objektive Hinweise fur
deren Eintritt vorliegen.

In Fallen, in denen Mitarbeiter der Nassauischen Heimstatte einen Alters-
teilzeitvertrag abschlieen konnten, kamen nachstehende Regelungen zum
Einsatz. Die Mitarbeiter arbeiten wahrend der ersten Phase ihrer Alters-
teilzeit (Arbeitsphase) zu 100 % und sind wahrend der zweiten Phase von
der Arbeitsleistung freigestellt (Freistellungsphase), sogenanntes Blockmo-
dell. Die Mitarbeiter erhalten wahrend der gesamten Altersteilzeit-Phase die
Halfte ihres bisherigen Entgelts sowie zusatzliche Aufstockungsbetrage in
Hohe von 35 % (inklusive Arbeitgeberbeitragen zur gesetzlichen Rentenversi-
cherung). Die Dauer der Altersteilzeit betragt dabei hochstens acht Jahre.

Die Bewertung der Ruckstellungen fur Altersteilzeit erfolgt unter Zugrunde-
legung eines Rechnungszinssatzes von 1,88 % (i. V. 1,49 %) und auf der
Grundlage der Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck nach versiche-
rungsmathematischen Grundsatzen. Die zugrunde gelegte Einkommensstei-
gerung betragt wie im Vorjahr 3,00 %.

Die Ruckstellungen fur Altersteilzeit wurden flr zum Bilanzstichtag bereits
abgeschlossene Vereinbarungen gebildet. Sie enthalten Aufstockungsbe-
trage und bis zum Bilanzstichtag aufgelaufene Erfullungsrickstande der
Gesellschaft.
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Die Bewertung der Ruckstellungen fur Jubilaen erfolgte unter Zugrundele-
gung eines Rechnungszinssatzes von 2,22 % p. a. und auf der Grundlage der
Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck nach versicherungsmathe-
matischen Grundsatzen. Des Weiteren wurden wie im Vorjahr Einkommens-
steigerungen in Hohe von 3,00 % sowie Steigerungen der SV-Beitragsbemes-
sungsgrenzen in Hohe von 3,00 % zugrunde gelegt.

Die Bewertung der Ruckstellungen fur Lebensarbeitszeitkonten erfolgte
unter Zugrundelegung eines Rechnungszinssatzes von 1,86 % und unter
Zugrundelegung biometrischer Wahrscheinlichkeiten (Heubeck-Richttafeln
2018 G).

Die Bewertung der Ruckstellungen fur Sabbatjahr erfolgte unter Zugrundele-
gung eines Rechnungszinssatzes von 1,88 % p. a. und auf der Grundlage der
Richttafeln 2018 G von Prof. Dr. Klaus Heubeck nach versicherungsmathe-
matischen Grundsatzen.

Des Weiteren wurden wie im Vorjahr Einkommenssteigerungen in Héhe von
3,00 % zugrunde gelegt.

Verbindlichkeiten sind mit ihrem Erflllungsbetrag angesetzt und bewertet.

Die passiven Rechnungsabgrenzungsposten umfassen Einnahmen vor
dem Abschlussstichtag, die Ertrage fur eine bestimmte Zeit nach diesem Tag
darstellen.

lll. Erlauterungen zur Bilanz

Aktivseite
Anlagevermogen

Die Entwicklung des Anlagevermagens ist im Folgenden dargestellt:
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Anschaffungs- und Herstellungskosten

Abschreibungen

Restbuchwerte

In EUR 01.01.2025 Zugéange Abgange Umbuchungen 31.12.2025 01.01.2025 Zugéange Abgénge 31.12.2025 31.12.2025 31.12.2024
I. Immaterielle Vermogensgegenstande
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutz-
rechte und dhnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an
solchen Rechten und Werten 10.511.223,96 53.850,26 383.111,94 0,00 10.181.962,28 9.095.282,96 505.821,26 383.111,94 9.217.992,28 963.970,00 1.415.941,00
1. Sachanlagen
1. Grundsticke und grundsticksgleiche Rechte mit
Wohnbauten 3.540.662.566,56 112.031.971,31 0,00 164.819.662,92 3.817.514.200,79 1.269.955.783,76 84.136.425,51 0,00 1.354.092.209,27 2.463.421.991,52 2.270.706.782,80
2. Grundstiicke und grundstiicksgleiche Rechte mit
Geschéafts- und anderen Bauten 111.308.880,68 2.452.894,28 0,00 3.432.298,92 117.194.073,88 32.604.420,74 22.950.436,37 0,00 55.554.857,11 61.639.216,77 78.704.459,94
3. Grundsticke und grundstiicksgleiche Rechte ohne
Bauten 33.419.750,55 1.178.595,00 53.095,79 -16.631.783,94 17.913.465,82 0,00 0,00 0,00 0,00 17.913.465,82 33.419.750,55
4. Grundstlicke mit Erbbaurechten Dritter 972.729,02 0,00 0,00 0,00 972.729,02 0,00 0,00 0,00 0,00 972.729,02 972.729,02
5. Technische Anlagen und Maschinen 5.259.062,26 2.298.519,40 0,00 0,00 7.557.581,66 461.822,26 733.452,40 0,00 1.195.274,66 6.362.307,00 4.797.240,00
6. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschéftsausstat-
tung 21.139.510,62 2.563.714,87 1.000.673,34 0,00 22.702.552,15 13.609.988,62 2.106.573,87 974.157,34 14.742.405,15 7.960.147,00 7.529.522,00
7. Anlagen im Bau 214.212.683,29 59.226.610,47 0,00 -137.332.334,77 136.106.958,99 0,00 0,00 0,00 0,00 136.106.958,99 214.212.683,29
8. Bauvorbereitungskosten 44.867.992,49 13.612.223,54 0,00 -14.287.843,13 44.192.372,90 103.125,15 708.741,21 0,00 811.866,36 43.380.506,54 44.764.867,34
3.971.843.175,47 193.364.528,87 1.053.769,13 0,00 4.164.153.935,21 1.316.735.140,53 110.635.629,36 974.157,34 1.426.396.612,55 2.737.757.322,66 2.655.108.034,94
1. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 125.780.214,82 0,00 0,00 0,00 125.780.214,82 0,00 0,00 0,00 0,00 125.780.214,82 125.780.214,82
2 Beteiligungen 7.058.502,58 0,00 0,00 0,00 7.058.502,58 1.725.588,47 2.100.000,00 0,00 3.825.588,47 3.232.914,11 5.332.914,11
3. Wertpapiere des Anlagevermoégens 29.845.523,39 0,00 0,00 0,00 29.845.523,39 0,00 0,00 0,00 0,00 29.845.523,39 29.845.523,39
4 Sonstige Ausleihungen 54.103,25 0,00 4.503,57 0,00 49.599,68 0,00 0,00 0,00 0,00 49.599,68 54.103,25
162.738.344,04 0,00 4.503,57 0,00 162.733.840,47 1.725.588,47 2.100.000,00 0,00 3.825.588,47 158.908.252,00 161.012.755,57
4.145.092.743,47 193.418.379,13 1.441.384,64 0,00 4.337.069.737,96  1.327.556.011,96 113.241.450,62 1.357.269,28  1.439.440.193,30  2.897.629.544,66  2.817.536.731,51
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In den Herstellungskosten der Grundstuicke und grundstiicksgleichen Rechte
mit Wohnbauten und Anlagen im Bau sind im Geschaftsjahr einbezogene
Zinsen fur Fremdkapital in Héhe von 1.907 TEUR (i. Vj. 3.090 TEUR) berlck-
sichtigt.

Finanzanlagen

Der Anteilsbesitz stellt sich wie folgt dar:

Hohe des Stammka- Eigenkapital Jahresergebnis

Gesellschaft Beteiligungs-Quote pitals 31.12.2025 2025

in % in TEUR in TEUR in TEUR
NH ProjektStadt GmbH
Frankfurt am Main 2 100 200 36.300 0
Bauland-Offensive Hessen GmbH i.L.
Frankfurt/Main 100 200 94 -20
WOHNSTADT Stadtentwicklungs- und Wohnungsbaugesell-
schaft
Hessen mbH, Kassel " 88,95 36.723 154.105 3.086
Garagen- Bau- und Betriebs GmbH,
Frankfurt/Main 60 26 6.750 188
Wohnungsgesellschaft Dietzenbach mbH,
Dietzenbach 33,33 5.132 4.003 28
1) Beteiligungsquote berechnet auf das Nettostammkapital, nach Kirzung um eigene Anteile B
2) Der im Geschéftsjahr 2025 angefallene Gewinn in Héhe von 744.093,05 EUR wurde gemaR Ergebnisabflihrungsvertrag von der NH Ubernommen.

Die Wertpapiere des Anlagevermoégens betreffen Anteile an einem Wert-
papier-Fonds.

Die sonstigen Ausleihungen betreffen gro3tenteils Darlehen an Mitarbei-
ter.

Umlaufvermégen

Die unfertigen Leistungen enthalten im Wesentlichen noch nicht abgerech-
nete Betriebs- und Heizkosten von 108,0 Mio. EUR (i. Vj. 111,2 Mio. EUR).

Zum Verkauf bestimmte Grundstiicke und andere Vorrate

Forderungen und sonstige
Vermogensgegenstande

Die Zusammensetzung der Forderungen und sonstigen Vermogensgegen-
stande, ihre Fristigkeiten sowie die Mitzugehdrigkeit zu einem anderen Pos-
ten der Bilanz ergeben sich aus der nachfolgenden Ubersicht:
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Angaben zu Forderungen und sonstigen Vermoégensgegenstanden 2025

Bilanzausweis

davon

Restlaufzeit von
mehr als einem

gegenuber Gesell-

gegeniber Unter-
nehmen, mit denen
ein Beteiligungs-

In EUR Jahr schaftern verhaltnis besteht
Forderungen aus Betreuungstatigkeit 1.105.926,99 0,00 522.390,36 0,00
Forderungen gegen verbundene Unternehmen 90.823.191,06 54.310.867,86 0,00 0,00
Sonstige Vermogensgegenstande 10.636.713,29 5.499.274,88 0,00 3.148.001,86
102.565.831,34 59.810.142,74 522.390,36 3.148.001,86
Angaben zu Forderungen und sonstigen Vermoégensgegenstanden 2024
Bilanzausweis davon

Restlaufzeit von
mehr als einem

gegenuber Gesell-

gegeniiber Unter-
nehmen, mit denen
ein Beteiligungs-

In EUR Jahr schaftern verhaltnis besteht
Forderungen aus Betreuungstatigkeit 1.058.003,22 0,00 579.762,49 0,00
Forderungen gegen verbundene Unternehmen 99.731.589,43 56.460.861,68 0,00 0,00
Sonstige Vermogensgegenstande 13.038.599,14 10.831.162,19 0,00 105.244,55

113.828.191,79 67.292.023,87 579.762,49 105.244,55

Die sonstigen Vermdogensgegenstande enthalten im Wesentlichen debitori-
sche Kreditoren in Hohe von 4.314 TEUR, Forderungen aus Steuern in Hohe
von 2.878 TEUR und geleistete Kautionen von 746 TEUR (i. Vj. 711 TEUR) fur
Baustelleneinrichtung mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr.

Passivseite

Eigenkapital

Das gezeichnete Kapital betragt unverandert zum Vorjahr 127,4 Mio. EUR.

Riucklagen

Kapitalrucklage

Die Kapitalrtucklage betragt unverandert zum Vorjahr 392,8 Mio. EUR.

Gewinnrucklagen

Mit Wirkung des Beschlusses der 41. Sitzung der Gesellschafterversamm-
lung vom 03. Juli 2025 sind 5.097 TEUR des Jahresiberschusses 2024 an die
Gesellschafter ausgeschiittet worden. Die verbleibenden 23,6 Mio. EUR sind
in die anderen Gewinnruicklagen eingestellt worden. AuBerdem wurde die
zuriickzuzahlende Ausgleichsleistung aus der Uberkompensation der Mie-
tenstrategie 2019-2023 von 1,5 Mio. EUR der Gewinnrticklage entnommen.
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Sonderposten fiir Investitionszuschiisse

Erhaltene Zuschisse werden als Sonderposten fUr Investitionszuschlsse
zum Anlagevermogen passiviert und Uber einen Zeitraum von zehn Jahren
ratierlich linear den bezuschussten Vermégensgegenstande gutgeschrieben.

Riuckstellungen

Ruckstellungen fiir Pensionen und ahnliche
Verpflichtungen

Ruckstellungspflichtige Pensionsverpflichtungen bestehen zum Bilanzstich-
tag in Hoéhe von 5.462 TEUR (i. Vj. 5.540 TEUR).

Der Unterschiedsbetrag zwischen dem Ansatz der Ruckstellungen nach
Malgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus den
vergangenen zehn Geschaftsjahren und dem Ansatz der Ruckstellungen
nach MalRgabe des entsprechenden durchschnittlichen Marktzinssatzes aus
den vergangenen sieben Geschaftsjahren ergibt einen Wert in Hohe von
-98,3 TEUR (i. Vj. -38,9 TEUR).

Steuerruckstellungen

Die Steuerrlckstellungen beinhalten die Riickstellungen fir Korperschaft-
und Gewerbesteuer fur das Geschaftsjahr 2023 und 2025.

Sonstige Ruckstellungen

Die sonstigen Rickstellungen beinhalten vor allem Ruckstellungen fir Perso-
nalkosten aus ruckstandigem Urlaub sowie aus Mehrarbeit von 1,6 Mio. EUR
(i. Vj. 2,1 Mio. EUR), unterlassene Aufwendungen fur Instandhaltung nach §
249 HGB von 4,8 Mio. EUR (i. Vj. 6,1 Mio. EUR), Ruckstellungen aus Gewahr-
leistungen von 4,1 Mio. EUR (i. Vj. 1,1 Mio. EUR), Altersteilzeit von 1,0 Mio.
EUR (i. Vj. 1,5 Mio. EUR), Rickstellungen fur noch anfallende Baukosten von
4,5 Mio. EUR (i. Vj. 0,3 Mio. EUR) sowie Ruckstellungen flr ausstehende Rech-
nungen fur im Jahr 2025 erbrachte Leistungen von 3,0 Mio. EUR (i. Vj. 1,1
Mio. EUR). Darlber hinaus wurde eine Riickstellung fur die CO,-Kostener-
stattung an Mieter von 0,9 Mio. EUR (i. Vj. 0,8 Mio. EUR) gebildet.

Verbindlichkeiten

Die Verbindlichkeiten, deren Restlaufzeiten und Angaben Uber gewahrte
Sicherheiten sowie die Mitzugehorigkeit zu anderen Posten stellen sich wie
folgt dar:
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Fristigkeiten der Verbindlichkeiten und deren Sicherung 2025

Bilanzausweis

Restlaufzeit

davon

In EUR

bis zu einem Jahr mehr als ein Jahr

mehr als fanf Jahre

durch Grundpfand-
rechte gesichert

Verbindlichkeiten gegentber Kredit-

instituten 1.205.623.508,16

99.724.317,59 1.105.899.190,57

794.066.379,75

964.874.010,15

Verbindlichkeiten gegentber anderen

Kreditgebern 546.722.277,73

10.538.673,60 536.183.604,13

481.907.615,22

275.038.207,71

1.752.345.785,89

110.262.991,19 1.642.082.794,70

1.275.973.994,97

1.239.912.217,86

Mitzugehorigkeit zu anderen Posten 2025

Bilanzausweis

davon

gegeniber Gesell-

gegenuber Unter-
nehmen, mit denen
ein Beteiligungs-

In EUR schaftern verhaltnis besteht
Verbindlichkeiten gegentber Kreditinstituten 1.205.623.508,16 157.557.603,99 0,00
Verbindlichkeiten gegentber anderen Kreditgebern 546.722.277,73 47.528.919,36 0,00
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 10.671.945,49 47.290,89 0,00
1.763.017.731,38 205.133.814,24 0,00

Fristigkeiten der Verbindlichkeiten und deren Sicherung 2024
Bilanzausweis Restlaufzeit davon

In EUR

bis zu einem Jahr mehr als ein Jahr

mehr als fanf Jahre

durch Grundpfand-
rechte gesichert

Verbindlichkeiten gegentber Kredit-

instituten 1.184.085.215,92

49.524.379,21 1.134.560.836,71

776.994.851,45

933.364.921,83

Verbindlichkeiten gegentber anderen

Kreditgebern 552.984.491,14

10.315.622,63 542.668.868,51

489.089.234,06

280.525.334,99

1.737.069.707,06

59.840.001,84 1.677.229.705,22

1.266.084.085,51

1.213.890.256,82

Mitzugehorigkeit zu anderen Posten 2024

Bilanzausweis

davon

gegenuber Gesell-

gegenuber Unter-
nehmen, mit denen
ein Beteiligungs-

In EUR schaftern verhdéltnis besteht
Verbindlichkeiten gegenlber Kreditinstituten 1.184.085.215,92 154.860.474,46 0,00
Verbindlichkeiten gegenliber anderen Kreditgebern 552.984.491,14 47.055.108,82 0,00
Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 12.027.479,70 7.773,28 0,00

1.749.097.186,76 201.923.356,56 0,00

Die erhaltenen Anzahlungen betreffen im Wesentlichen Vorauszahlungen
auf noch nicht abgerechnete Betriebs- und Heizkosten in Hohe von 128,0
Mio. EUR und haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.
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Die Verbindlichkeiten aus Vermietung betreffen mit 10,3 Mio. EUR kredi-
torische Debitoren und haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit von bis zu
einem Jahr.

Es bestehen Verbindlichkeiten aus anderen Lieferungen und Leistungen
gegen Gesellschafter in Hohe von 47,3 TEUR (i. Vj. 7,8 TEUR). Samtliche Ver-
bindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.

In den Verbindlichkeiten gegenuber verbundenen Unternehmen von
insgesamt 50,7 Mio. EUR ist eine Verbindlichkeit aus Cash-Pooling gegen-
Uber der Garagenbau GmbH in Héhe von 6,6 Mio. EUR (i. Vj. 6,4 Mio. EUR)
enthalten, sowie eine Verbindlichkeit aus Cash-Pooling gegenltber dem
Tochterunternehmen NH ProjektStadt GmbH in Hohe von 43,2 Mio. EUR (i.
Vj. 43,6 Mio. EUR). Samtliche Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine
Restlaufzeit von bis zu einem Jahr.

Von den sonstigen Verbindlichkeiten bestehen im Wesentlichen aus Steu-
ern 1,1 Mio. EUR (i. Vj. 1,0 Mio. EUR).

Samtliche Verbindlichkeiten haben wie im Vorjahr eine Restlaufzeit von bis
Zu einem Jahr.

IV. Erlauterungen der Gewinn- und Verlustrechnung

Die Umsatzerlése aus der Bewirtschaftungstatigkeit betreffen mit 119,2
Mio. EUR (i. Vj. 104,2 Mio. EUR) Erlése aus Heiz- und Betriebskostenumlagen.
Die Umsatzerldse aus Grundmieten haben sich um 15,9 Mio. EUR erhoht.
Dies resultiert im Wesentlichen aus Neuvermietungen, Mieterhéhungen auf-
grund von Anhebungen der Mieten von nicht mehr preisgebundenen Woh-
nungen, Neubau und Modernisierung.

Die Umsatzerlose aus dem Verkauf von Grundstiicken resultieren aus
dem Verkauf von Grundstucken mit Wohnbauten des Umlaufvermaégens in
Hb6he von 86,4 Mio. EUR.

Die Nassauische Heimstatte hat mit Wirkung ab dem 14. Dezember 2023
einen Geschaftsbesorgungsvertrag mit der WOHNSTADT Stadtentwicklungs-
und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH geschlossen. Daraus resultieren
Umsatzerlése aus Betreuungstatigkeit mit 28,0 Mio. EUR (i. Vj. 28,3 Mio.
EUR). Aus dem Geschaftsbesorgungsvertrag mit der NH ProjektStadt GmbH
ergeben sich Umsatzerldse von 0,03 Mio. EUR (i. Vj. 0,2 Mio. EUR) und mit
der MET GmbH ergeben sich Umsatzerldse von 4,3 Mio. EUR (i. Vj. 3,9 Mio.
EUR).
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Die Umsatzerlése aus anderen Lieferungen und Leistungen umfassen
neben den Erldsen aus Pachtvertragen (23 TEUR, i. Vj. 22 TEUR) auch Erlose
aus Erbbauzinsen (99 TEUR, i. Vj. 97 TEUR) und Provisionen flr Funktechnik
und Zigarettenautomaten (240 TEUR, i. Vj. 212 TEUR). Die Gesellschaft erhalt
von der MET ein Nutzungsentgelt fir die Netznutzung der Breitbandkabel-
netze (1,3 Mio. EUR, i. Vj. 1,4 Mio. EUR).

Der Schwerpunkt der Geschaftstatigkeiten liegt im Bundesland Hessen.

Die aktivierten Eigenleistungen setzen sich aus eigenen Architekten- (8,6
Mio. EUR) und kaufmannischen Verwaltungsleistungen (1,9 Mio. EUR)
zusammen.

Die sonstigen betrieblichen Ertrage betreffen im Wesentlichen perioden-
fremde Aufwandsberichtigungen und Kostenerstattungen in Héhe von 0,3
Mio. EUR, periodenfremde Ertrage aus dem Eingang von bereits abgeschrie-
benen Forderungen von 0,2 Mio. EUR, Teilschulderlasse von 2,3 Mio. EUR,
Auflésung von Ruckstellungen von 0,4 Mio. EUR, Ertrage aus Invenstitionszu-
schusse fur energetische Forderzwecke 0,8 Mio. EUR und Versicherungsent-
schadigungen von 1,0 Mio. EUR.

In den Aufwendungen fir die Bewirtschaftungstatigkeit sind als umlage-
fahige Betriebskosten Grundsteuern in H6he von 10,4 Mio. EUR (i. Vj. 9,5
Mio. EUR) enthalten.

Der Personalaufwand enthalt Aufwendungen fur Altersversorgung in Hohe
von 4,1 Mio. EUR (i. Vj. 3,6 Mio. EUR).

Die Abschreibungen auf Sachanlagen enthalten auRerplanmaRige
Abschreibungen auf Wohnbauten von 9.032.290,15 EUR, andere GrundstU-
cke und Bauten von 22.433.335,18 EUR und Bauvorbereitungskosten von
708.741,21 EUR.

Die sonstigen betrieblichen Aufwendungen beinhalten im Wesentlichen
Raumkosten von 4,2 Mio. EUR, Kosten der Datenverarbeitung von 4,6 Mio.
EUR, Kosten von Systemberatung und Seminaren von 2,4 Mio. EUR,
Abschreibungen auf Mietforderungen von 2,3 Mio. EUR, Werbungskosten
von 1,4 Mio. EUR, Dienste Dritter von 3,0 Mio. EUR, periodenfremde Aufwen-
dungen von 0,3 Mio. EUR sowie die Zufihrung zur Riuckstellung fiir Gewahr-
leistungsrisiken EigentumsmalRnahmen von 3,0 Mio. EUR.

Die Ertrage aus Gewinnabfiihrungsvertragen betreffen die Ubernahme
des Jahresuberschusses des Tochterunternehmens NH ProjektStadt GmbH
aufgrund eines ErgebnisabfUhrungsvertrags in Hohe von 0,7 Mio. EUR.

In den sonstigen Zinsen und ahnlichen Ertrégen sind 1.342,9 TEUR (i. Vj.
1.554,1 TEUR) Zinsen aus Anlagen bei verbundenen Unternehmen enthal-
ten.
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V. Sonstige Angaben

Die Abschreibungen auf Finanzanlagen beinhalten die Abschreibung des
Beteiligungsbuchwertes der Immomio GmbH mit 2.100 TEUR.

In den Zinsen und sonstigen Aufwendungen sind Aufwendungen fur die
Aufzinsung von Pensionsrickstellungen und sonstigen Personalrtckstellun-
gen mit 33,4 TEUR (i. Vj. -1,5 TEUR) enthalten. Der Zinsaufwand gegenuber
verbundenen Unternehmen betragt 1.012,7 TEUR (1.683,1 TEUR).

1. Haftungsverhaltnisse

Haftungsverhaltnisse aus der Bestellung von Sicherheiten fur fremde Ver-
bindlichkeiten bestehen am Bilanzstichtag aus grundbuchlichen Sicherhei-
ten fur Verbindlichkeiten des verbundenen Unternehmens WOHNSTADT
(Restschuld zum 31. Dezember 2025: 27.411.476,96 EUR). Die Nassauische
Heimstatte hat das Darlehen zum Erwerb eigener Anteile von der WOHN-
STADT Ubernommen und durch die Ausgabe eines internen Darlehens an
die WOHNSTADT ersetzt.

Die WOHNSTADT hat bislang alle Raten fristgerecht an die Kreditinstitute
zuruckgezahlt, sodass davon auszugehen ist, dass die WOHNSTADT die Ver-
pflichtungen auch weiterhin vertragsgemalfd erfullt. Mit einer Inanspruch-
nahme der Nassauischen Heimstatte ist folglich nicht zu rechnen.

Aufgrund der regelmaRig erfolgten Tilgung von Darlehen der WOHNSTADT,
die auf Bestandsobjekten der Nassauischen Heimstatte besichert sind, hat
sich der Beleihungsauslauf dieser Sicherheiten erheblich verbessert. Die
freien Beleihungsspielrdume bei der Helaba wurden fir eine umfangreiche
Beleihungsoptimierung bei der WOHNSTADT genutzt, indem ein Sicherhei-
tentausch vorgenommen wurde. Der Grol3teil der von der Helaba an die
WOHNSTADT ausgereichten Darlehen ist nun in den Grundbuchern der Nas-
sauischen Heimstatte gesichert und die fur diese Darlehen ursprtnglich
bestellten kleinteiligen und komplexen Grundschulden auf Bestanden der
WOHNSTADT konnten geldscht werden.

Die Haftungsverhaltnisse bezogen auf das WOHNSTADT-Erwerbsdarlehen
und bestellten Sicherheiten bei der Deutschen Kreditbank und Frankfurter
Sparkasse bleiben von der Anpassung bei der Helaba unberthrt; diese
Finanzierungsdarlehen wurden im Jahr 2020 im Rahmen einer Umschuldung
des WOHNSTADT-Erwerbsdarlehens von der Helaba auf die beiden betref-
fenden Banken realisiert. Der interne Darlehensvertrag zwischen WOHN-
STADT und Nassauischer Heimstatte berucksichtigt im Rahmen eines Nach-
trags diese Umschuldung.
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2. Sonstige finanzielle
Verpflichtungen

Der Gesamtbetrag der sonstigen finanziellen Verpflichtungen belauft sich
auf 473,7 Mio. EUR.

Die finanziellen Verpflichtungen aus vergebenen Auftragen fur fertige und
unfertige Bau-, Bautrager-, Modernisierung- und Grof3instandhaltungsmaf3-
nahmen, Versicherungen, Mieten, blrotechnische Anlagen sowie Erbbauzin-
sen ergeben sich wie folgt:

In Mio. EUR 31.12.2025 31.12.2024
Falligkeit bis ein Jahr 195,3 160,3
Falligkeit mehr als ein Jahr 278,4 298,1
davon Falligkeit mehr als funf Jahre 124,6 114,6
Summe 473,7 458,4

Vorteile des Abschlusses von Miet- und Leasingvertragen sind unter ande-
rem die Liquiditatsverschonung, die Bilanzneutralitat und eine transparente
Kalkulationsgrundlage. Risiken ergeben sich unter Umstanden aus insge-
samt hoheren Fixkosten und der Laufzeitbindung.

3. Treuhandvermaogen

Die Gesellschaft ist als Sanierungs- und Entwicklungstrager bestatigt (88 158,
167 Baugesetzbuch). Die von den Stadten und Gemeinden Ubertragenen
Aufgaben erflllt sie als deren Treuhander. AuBerdem wird fur eine Stadt im
Rahmen einer kaufmannischen Projektabwicklung ein Treuhandvermégen
gefuhrt. Die bis zum 31. Dezember 2025 durchgefihrten Sanierungs- und
EntwicklungsmaRnahmen umfassen einschlieRlich der Treuhandvermdégen
beziehungsweise -verbindlichkeiten noch abzurechnende Einnahmen und
Verwendungen von insgesamt 167.673.944,60 EUR (i. Vj. 150.567.847,23
EUR). Die per 31. Dezember 2025 nicht verwendeten Mittel betragen
23.712.740,54 EUR (i. Vj. 22.731.292,79 EUR).

4. Mietkautionen

Von Mietern geleistete Mietkautionen von 49,0 Mio. EUR werden getrennt
vom eigenen Vermaogen der Gesellschaft auf einem separaten Treuhand-
sammelkonto verwahrt.
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5. Geschafte mit nahestehenden
Unternehmen und Personen

Im Rahmen der normalen Geschaftstatigkeit unterhalt die Gesellschaft
Geschaftsbeziehungen zu verbundenen Unternehmen, die als naheste-
hende Unternehmen gelten.

Des Weiteren bestehen neun Darlehen zwischen der WOHNSTADT und der
Gesellschaft.

Die Nassauische Heimstatte hat mit Wirkung ab dem 1. Januar 2024 einen
Geschaftsbesorgungsvertrag mit der WOHNSTADT Stadtentwicklungs- und
Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH geschlossen. Daraus resultieren
Umsatzerlése aus Betreuungstatigkeit mit 28,0 Mio. EUR (i. Vj. 28,3 Mio.
EUR). Aus dem Geschaftsbesorgungsvertrag mit der NH ProjektStadt GmbH
ergeben sich Umsatzerldse von 0,03 Mio. EUR (i. Vj. 0,2 Mio. EUR) und mit
der MET GmbH ergeben sich Umsatzerldse von 4,3 Mio. EUR (i. Vj. 3,9 Mio.
EUR).

6. Gesamthonorar des
Abschlussprufers

Auf die Angabe des vom Abschlussprufer fir das Geschaftsjahr berechneten
Gesamthonorars nach 8 285 Nr. 17 HGB wurde verzichtet. Die erforderlichen
Angaben werden im Konzernabschluss der Nassauischen Heimstatte vorge-

nommen.

7. Zahl der Arbeitnehmer
(Jahresdurchschnitt gemafRd
§ 267 Abs. 5 HGB)

Die Zahl der im Jahresdurchschnitt beschaftigten Arbeitnehmer betrug 900
(i. Vj. 889) zuzuglich 23 (i. Vj. 24) Auszubildenden; die Zahl der nebenamtli-
chen Hauswarte betrug vier (i. Vj. vier). Von den 900 Beschaftigten entfallen
auf Angestellte 729 sowie auf gewerbliche Arbeitnehmer 171.

8. Mitglieder des Aufsichtsrats

Kaweh Mansoori

Vorsitzender

Staatsminister, Hessisches Ministerium flr Wirtschaft, Energie, Verkehr,
Wohnen und landlicher Raum, Wiesbaden

Land Hessen
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Jens Bersch

stv. Vorsitzender

Gesamtbetriebsratsvorsitzender und Betriebsratsvorsitzender Betrieb Std,
Nassauische Heimstatte

Arbeitnehmervertreter

Prof. Dr. Marcus Gwechenberger

stv. Vorsitzender

Stadtrat, Dezernat Ill, Planen und Wohnen, Stadt Frankfurt am Main
Stadt Frankfurt am Main

Oliver Baltes
Leiter Fachbereich ERP-Systeme, Nassauische Heimstatte
Arbeitnehmervertreter

Elke Barth
MdL, Hessischer Landtag, Wiesbaden
Land Hessen

Uwe Becker (bis 30.06.2025)
Staatssekretar, Hessisches Ministerium der Finanzen, Wiesbaden
Land Hessen

Ulrich Caspar
Prasident IHK Frankfurt, Frankfurt
Land Hessen

Elmar Damm
Ministerialdirigent, Hessisches Ministerium der Finanzen, Wiesbaden
Land Hessen

Tanja Jost
MdL, Hessischer Landtag, Wiesbaden
Land Hessen

Birgit Jurock

Fachbereich Mietforderungen / Nebenkosten Frankfurt, Nebenkostenab-
rechnung, Nassauische Heimstatte

Arbeitnehmervertreterin

Guido Jurock

Gewerkschaftssekretar, ver.di - Fachbereich Besondere Dienstleistungen,
Frankfurt

Arbeitnehmervertreter

Dr. Till Kaesbach (ab 15.12.2025)
Staatssekretar, Hessisches Ministerium der Finanzen, Wiesbaden
Land Hessen
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Dr. Johannes Kalusche

Ministerialrat, Hessisches Ministerium fur Wirtschaft, Energie, Verkehr, Woh-
nen und landlicher Raum, Wiesbaden

Land Hessen

Heiko Kasseckert
MdL, Hessischer Landtag, Wiesbaden
Land Hessen

Wolfgang Koberg
Leiter Servicecenter 1, Nassauische Heimstatte
Arbeitnehmervertreter

Johannes Lauterwald (ab 03.07.2025)
Stadtverordneter, Stadt Frankfurt am Main
Stadt Frankfurt am Main

Sebastian Papke
Stadtverordneter, Stadt Frankfurt am Main
Stadt Frankfurt am Main

Dr. Frank Roland
Ministerialrat, Hessisches Ministerium der Finanzen, Wiesbaden
Land Hessen

Simone Stock
Fachbereich Personalentwicklung, Ausbildung, Nassauische Heimstatte
Arbeitnehmervertreterin

Ulrich Turk
Leiter Fachbereich Stadtentwicklung Hessen Nord, Nassauische Heimstatte
Arbeitnehmervertreter

Elke Voitl (bis 03.07.2025)

Stadtratin, Dezernat VIII, Soziales, Jugend, Familie und Senior:innen, Frank-
furt am Main

Stadt Frankfurt am Main

Mark Weinmeister
Regierungsprasident, Regierungsprasidium Kassel
Land Hessen

Maximilian Ziegler

MdL, Hessischer Landtag, Wiesbaden
Land Hessen
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9. Mitglieder der Geschaftsfuhrung

Dr. Thomas Hain
Leitender Geschiftsfiihrer

Unternehmensbereiche:

IT und Digitale Transformation
Organisation (bis 31.10.2025)

Personal (bis 31.10.2025)

Personal und Organisation (ab 01.11.2025)
Financial Services

Portfoliosteuerung & Mietenadministration

Kompetenzcenter:
Nachhaltigkeitsmanagement

Stabsbereich:
Gremienmanagement und Gesellschaftsrecht
Strategie und Grundsatzfragen

Stabsstelle:
Pressesprecher

Dr. Constantin Westphal
Geschiftsfiihrer

Regionalcenter Frankfurt
Regionalcenter Kassel
Regionalcenter Offenbach
Regionalcenter Wiesbaden

Unternehmensbereich:
Projektentwicklung, Akquisition & Vertrieb
Zentrale Services Immobilienmanagement
Handwerker- und Freiflachen-Service

Stabsbereich:
Business Management IMM (bis 28.02.2025)
Qualitdtsmanagement IMM (ab 01.03.2025)

Monika Fontaine-Kretschmer
Geschdftsfiihrerin

Unternehmensbereiche:

Neubau

Modernisierung / GroBinstandhaltung
Stadtentwicklung

Immobilienservices
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Kompetenzcenter:
Einkauf und Vertragsmanagement

Stabsbereich:
Technisches Qualitatsmanagement

Referent der technischen Geschéftsfihrerin

10. Gesamtbezuge des Aufsichts-
rats, der Geschaftsfuhrung und
friuherer Organmitglieder

Die Bezlige des Aufsichtsrats betrugen 36.104,67 EUR.

Die Gesamtbezuge der Geschaftsfihrung bei der Gesellschaft betrugen
991.144,12 EUR (i. Vj. 970.357,33 EUR).

Fur ehemalige Geschéaftsfuhrer und deren Hinterbliebene sind im Geschafts-
jahr 2025 Aufwendungen in Hohe von 288.114,79 EUR angefallen. Die Pensi-
onsruckstellungen fur ehemalige Geschaftsfihrer und deren Hinterbliebene
betragen 4,6 Mio. EUR (i. Vj. 4,7 Mio. EUR).

11. Konzernabschluss

Die Nassauische Heimstatte stellt einen Konzernabschluss und einen Kon-
zernlagebericht gemaf § 290 HGB fur den kleinsten und gréRten Konsolidie-
rungskreis auf, die im Unternehmensregister veroffentlicht werden. In den
Konzernabschluss und Konzernlagebericht werden die WOHNSTADT Stadt-
entwicklungs- und Wohnungsbaugesellschaft Hessen mbH, Kassel, die NH
ProjektStadt GmbH, Frankfurt am Main und die MET Medien-Energie-Tech-
nik GmbH, Kassel, einbezogen.
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12. Ergebnisverwendungsvorschlag

Die Geschaftsflihrung schlégt vor, den Jahrestberschuss des Jahres 2025 in
Héhe von 24.867.396,71 EUR wie folgt zu verwenden:

tn EUR
AUSSCHUTTUNG EINER DIVIDENDE IN HOHE VON 4 % AN DAS DIVIDENDENBERECHTIGTE STAMMKAPITAL AM 01. JULI
2026
Einstellung in die anderen Gewinnricklagen

5.097.202,80
19.770.193,91
24.867.396,71

i/

Westphal
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dr-06921-4001-2025

BESTATIGUNGSVERMERK DES UNABHANGIGEN ABSCHLUSSPRUFERS

An die Nassauische Heimstatte Wohnungs- und Entwicklungsgesellschaft mit beschrankter Haf-
tung, Frankfurt am Main

Priifungsurteile

Wir haben den Jahresabschluss der Nassauische Heimstatte Wohnungs- und Entwicklungsgesell-
schaft mit beschrankter Haftung, Frankfurt am Main, — bestehend aus der Bilanz zum 31.12.2025
und der Gewinn- und Verlustrechnung fur das Geschaftsjahr vom 01.01.2025 bis zum 31.12.2025
sowie dem Anhang, einschliefdlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden —
gepruft. DarUber hinaus haben wir den Lagebericht der Nassauische Heimstatte Wohnungs- und
Entwicklungsgesellschaft mit beschrankter Haftung, Frankfurt am Main, fur das Geschaftsjahr vom
01.01.2025 bis zum 31.12.2025 gepriift. Die Erklarung zur Unternehmensfiihrung nach § 289f Abs.
4 HGB (Angaben zur Frauenquote) haben wir in Einklang mit den deutschen gesetzlichen Vor-
schriften nicht inhaltlich gepruft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse

o entspricht der beigefligte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, flr
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beach-
tung der deutschen Grundsatze ordnungsmafliger Buchflihrung ein den tatsachlichen Ver-
haltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens- und Finanzlage der Gesellschaft zum
31.12.2025 sowie ihrer Ertragslage fur das Geschaftsjahr vom 01.01.2025 bis zum
31.12.2025 und

o vermittelt der beigefiigte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Ge-
sellschaft. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jah-
resabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschriften und stellt die Chancen und
Risiken der zukunftigen Entwicklung zutreffend dar. Unser Prifungsurteil zum Lagebericht
erstreckt sich nicht auf den Inhalt der oben genannten Erklarung zur Unternehmensfihrung.

Gemal § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prifung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmafigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichts gefiihrt hat.

Grundlage fiir die Priifungsurteile

Wir haben unsere Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Ubereinstimmung mit
§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen
Grundsatze ordnungsmafiger Abschlussprifung durchgefuhrt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsatzen ist im Abschnitt ,Verantwortung des Abschlusspriifers fur die Pri-
fung des Jahresabschlusses und des Lageberichts* unseres Bestatigungsvermerks weitergehend
beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhangig in Ubereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Be-
rufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erflillt. Wir sind der Auffassung, dass
die von uns erlangten Prifungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fur
unsere Prifungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht zu dienen.
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Sonstige Informationen

Die gesetzlichen Vertreter sind fur die sonstigen Informationen verantwortlich. Die sonstigen Infor-
mationen umfassen die Erklarung zur Unternehmensfihrung nach § 289f Abs. 4 HGB (Angaben
zur Frauenquote).

Unsere Priufungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebericht erstrecken sich nicht auf die
sonstigen Informationen, und dementsprechend geben wir weder ein Prifungsurteil noch irgend-
eine andere Form von Prifungsschlussfolgerung hierzu ab.

Im Zusammenhang mit unserer Prufung haben wir die Verantwortung, die oben genannten sonsti-
gen Informationen zu lesen und dabei zu wirdigen, ob die sonstigen Informationen

o wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss, zu den inhaltlich gepruften Angaben im
Lagebericht oder zu unseren bei der Priifung erlangten Kenntnissen aufweisen oder
o anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen.

Falls wir auf Grundlage der von uns durchgeflihrten Arbeiten zu dem Schluss gelangen, dass eine
wesentliche falsche Darstellung dieser sonstigen Informationen vorliegt, sind wir verpflichtet, Giber
diese Tatsache zu berichten. Wir haben in diesem Zusammenhang nichts zu berichten.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats fiir den Jahresabschluss
und den Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fur die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den
deutschen, fur Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentli-
chen Belangen entspricht, und daflr, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen
Grundséatze ordnungsmaliger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzli-
chen Vertreter verantwortlich fiir die internen Kontrollen, die sie in Ubereinstimmung mit den deut-
schen Grundsatzen ordnungsmafiger Buchfuhrung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstel-
lung eines Jahresabschlusses zu ermdglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen
aufgrund von dolosen Handlungen (d.h. Manipulationen der Rechnungslegung und Vermdgens-
schadigungen) oder Irrtiimern ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafir verantwortlich, die
Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfiihrung der Unternehmenstétigkeit zu beurteilen. Des Weiteren
haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der FortfiUhrung der Unterneh-
menstatigkeit, sofern einschlagig, anzugeben. Daruber hinaus sind sie daftr verantwortlich, auf der
Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortflihrung der Unternehmenstatigkeit zu bi-
lanzieren, sofern dem nicht tatsachliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen.
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Aulerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Aufstellung des Lageberichts, der
insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentli-
chen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschrif-
ten entspricht und die Chancen und Risiken der zukiinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner
sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Vorkehrungen und MaRnahmen (Systeme),
die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Ubereinstimmung
mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu ermdglichen, und um ausrei-
chende geeignete Nachweise fir die Aussagen im Lagebericht erbringen zu kénnen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich fur die Uberwachung des Rechnungslegungsprozesses der Ge-
sellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lageberichts.

Verantwortung des Abschlussprtifers fiir die Priifung des Jahresabschlusses und des La-
geberichts

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darliber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irr-
timern ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der
Prifung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften
entspricht und die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie
einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prufungsurteile zum Jahresabschluss und zum
Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Mal an Sicherheit, aber keine Garantie dafiir, dass eine in
Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprifer (IDW)
festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsmaRiger Abschlusspriifung durchgefiihrte Prifung
eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen kénnen aus dolosen
Handlungen oder Irrtiimern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernlnftiger-
weise erwartet werden konnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jah-
resabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-
einflussen.

Wahrend der Prufung Gben wir pflichtgemales Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-
haltung. Daruber hinaus

o identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im Jahresab-
schluss und im Lagebericht aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtimern, planen und
fuhren Prufungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prifungs-
nachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage fir unsere Prifungsurteile
zu dienen. Das Risiko, dass eine aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche
Darstellung nicht aufgedeckt wird, ist héher als das Risiko, dass eine aus Irrtimern resultie-
rende wesentliche falsche Darstellung nicht aufgedeckt wird, da dolose Handlungen kollusi-
ves Zusammenwirken, Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefGhrende Darstel-
lungen bzw. das Aulerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten kénnen.
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o erlangen wir ein Verstandnis von den fir die Prifung des Jahresabschlusses relevanten in-
ternen Kontrollen und den fir die Prifung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Maflinahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den Umstanden angemessen
sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prufungsurteil zur Wirksamkeit der internen Kontrollen der
Gesellschaft bzw. dieser Vorkehrungen und MafRnahmen abzugeben.

o beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rech-
nungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern darge-
stellten geschatzten Werte und damit zusammenhangenden Angaben.

o ziehen wir Schlussfolgerungen Uber die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern
angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit so-
wie, auf der Grundlage der erlangten Prifungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit
im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an
der Fahigkeit der Gesellschaft zur Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit aufwerfen kénnen.
Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-
pflichtet, im Bestatigungsvermerk auf die dazugehdrigen Angaben im Jahresabschluss und
im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser
jeweiliges Prifungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestatigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise.
Zukunftige Ereignisse oder Gegebenheiten kdnnen jedoch dazu fuhren, dass die Gesellschaft
ihre Unternehmenstatigkeit nicht mehr fortfihren kann.

o beurteilen wir Darstellung, Aufbau und Inhalt des Jahresabschlusses insgesamt einschliellich
der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschéaftsvorfalle und
Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsatze
ordnungsmafiger Buchflhrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermogens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.

o beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesent-
sprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage der Gesellschaft.

o fuhren wir Prifungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zu-
kunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Pri-
fungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben von
den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurteilen
die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein ei-
genstandiges Prufungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrunde lie-
genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko,
dass kunftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.
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Wir erértern mit den fiir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang
und die Zeitplanung der Prifung sowie bedeutsame Prifungsfeststellungen, einschliellich etwai-
ger bedeutsamer Mangel in internen Kontrollen, die wir wahrend unserer Prifung feststellen.

Frankfurt am Main, den 26.03.2026

Domizil-Revisions AG Wirtschaftsprifungsgesell-
schaft Steuerberatungsgesellschaft

signiert von: signiert von:
g Claudia Brunnler- .
,%a‘; ru Ih u Oliver Schultze
€. s
W;';ESFCUHNAJST_ 5 2 é 1 08.04.2026 S| 08.04.2026
GESELLSCHAFT | & > N mit:
£ digiSeal digiSeal”
* by secrypt by secrypt
Brinnler-Grétsch Schultze
Wirtschaftsprufer Wirtschaftsprifer

Eine Verwendung des Bestatigungsvermerks bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veroffentlichungen oder Weitergabe des
Jahresabschlusses und/oder des Lageberichts in einer von der bestatigten Fassung abweichenden Form (einschlieRlich der Uber-
setzung in andere Sprachen) bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestatigungsvermerk zitiert

oder auf unsere Priifung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.
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Allgemeine Auftragsbedingungen

fiir

Wirtschaftspriiferinnen, Wirtschaftspriifer und
Wirtschaftspriifungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten fiir Vertrage zwischen Wirtschafts-
pruferinnen, Wirtschaftsprifern oder Wirtschaftsprifungsgesellschaften
(im Nachstehenden zusammenfassend ,Wirtschaftsprifer genannt) und
ihren Auftraggebern Gber Prifungen, Steuerberatung, Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheiten und sonstige Auftrédge, soweit nicht etwas
anderes ausdriicklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschrieben ist.

(2) Dritte kénnen nur dann Anspriiche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftspriifer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Anspriiche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten
gegenuber. Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhaltnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprufer auch gegentiber Dritten
zu.

2. Umfang und Ausfiihrung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsat-
zen ordnungsmaBiger Berufsausiibung ausgefiihrt. Der Wirtschaftspriifer
Ubernimmt im Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben
der Geschéftsfiihrung. Der Wirtschaftsprifer ist fir die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftspriifer ist berechtigt, sich zur Durchfiihrung des Auftrags sach-
versténdiger Personen zu bedienen.

(2) Die Beriicksichtigung auslandischen Rechts bedarf — auRer bei
betriebswirtschaftlichen Prifungen — der ausdricklichen Vereinbarung in
Textform.

(3) Andert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
Renden beruflichen AuRerung, so ist der Wirtschaftspriifer nicht verpflich-
tet, den Auftraggeber auf Anderungen oder sich daraus ergebende Folge-
rungen hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat daftr zu sorgen, dass dem Wirtschaftspriifer
alle fur die Ausfiihrung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weite-
ren Informationen rechtzeitig Gbermittelt werden und ihm von allen Vor-
gangen und Umstanden Kenntnis gegeben wird, die fiir die Ausfiihrung
des Auftrags von Bedeutung sein kdnnen. Dies gilt auch fur die Unterla-
gen und weiteren Informationen, Vorgange und Umstande, die erst wah-
rend der Tatigkeit des Wirtschaftsprifers bekannt werden. Der Auftragge-
ber wird dem Wirtschaftsprifer geeignete Auskunftspersonen benennen.
(2) Auf Verlangen des Wirtschaftspriifers hat der Auftraggeber die Voll-
standigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskilnfte und Erklarungen in einer vom Wirt-
schaftsprifer formulierten Erklarung in gesetzlicher Schriftform oder einer
sonstigen vom Wirtschaftspriifer bestimmten Form zu bestéatigen.

4. Sicherung der Unabhangigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhangigkeit
der Mitarbeiter des Wirtschaftsprifers gefahrdet. Dies gilt fir die Dauer
des Auftragsverhaltnisses insbesondere fiir Angebote auf Anstellung oder
Ubernahme von Organfunktionen und fiir Angebote, Auftrége auf eigene
Rechnung zu ibernehmen.

(2) Sollte die Durchfihrung des Auftrags die Unabhangigkeit des Wirt-
schaftsprifers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netz-
werkunternehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf
die die Unabhangigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden
wie auf den Wirtschaftsprifer, in anderen Auftragsverhaltnissen beein-
tréchtigen, ist der Wirtschaftsprifer zur aufRerordentlichen Kiindigung des
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und miindliche Auskiinfte

Soweit der Wirtschaftspriifer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags in gesetzlicher Schriftform oder Textform darzustellen hat, ist al-
lein diese Darstellung magebend. Entwiirfe solcher Darstellungen sind
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unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehen oder vertraglich
vereinbart, sind mundliche Erklarungen und Auskunfte des Wirtschafts-
prifers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestéatigt werden. Er-
klarungen und Auskiinfte des Wirtschaftsprifers auBerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen AuBerung des Wirtschaftspriifers

(1) Die Weitergabe beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers
(Arbeitsergebnisse oder Ausziige von Arbeitsergebnissen — sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung) oder die Information tber das Tatigwerden
des Wirtschaftsprifers fur den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der
in Textform erteilten Zustimmung des Wirtschaftsprifers, es sei denn, der
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einer behordlichen Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher AuRerungen des Wirtschaftspriifers und
die Information Uber das Tatigwerden des Wirtschaftsprifers fur den Auf-
traggeber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzuléssig.

7. Maingelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mangeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfl-
lung durch den Wirtschaftsprifer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw.
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmdglichkeit der
Nacherfillung kann er die Vergitung mindern oder vom Vertrag zuriick-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zuriicktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung,
Unzumutbarkeit oder Unméglichkeit der Nacherfillung fir ihn ohne Inte-
resse ist. Soweit dartiber hinaus Schadensersatzanspriiche bestehen, gilt
Nr. 9.

(2) Ein Nacherfiillungsanspruch aus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzuglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfullungsanspri-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsatzlichen Handlung beruhen, ver-
jahren nach Ablauf eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjahrungsbeginn.
(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und
formelle Mangel, die in einer beruflichen AuRerung (Bericht, Gutachten
und dgl.) des Wirtschaftsprifers enthalten sind, kénnen jederzeit vom
Wirtschaftsprifer auch Dritten gegeniber berichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignet sind, in der beruflichen AuRerung des Wirtschaftspriifers
enthaltene Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die AuRe-
rung auch Dritten gegenuber zuriickzunehmen. In den vorgenannten Fal-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftspriifer tunlichst vorher zu héren.

8. Schweigepflicht gegeniiber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftspriifer ist nach MaRgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
HGB, § 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, Uber Tatsachen und Umstan-
de, die ihm bei seiner Berufstatigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von
dieser Schweigepflicht entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprifer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Da-
tenschutz beachten.

9. Haftung

(1) Fur gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftspriifers,
insbesondere Prifungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen
Haftungsbeschrankungen, insbesondere die Haftungsbeschréankung des
§ 323 Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschrankung Anwendung
findet noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschrénkung besteht, ist der
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prifer bestehenden Vertragsverhaltnis auf Ersatz eines fahrlassig verur-
sachten Schadens, mit Ausnahme von Schaden aus der Verletzung von
Leben, Kérper und Gesundheit sowie von Schaden, die eine Ersatzpflicht
des Herstellers nach § 1 ProdHaftG begriinden, gemaR § 54a Abs. 1
Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschrénkt. Gleiches gilt fir Ansprtiche, die Dritte
aus oder im Zusammenhang mit dem Vertragsverhaltnis gegeniber dem
Wirtschaftsprifer geltend machen.
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(3) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprifer be-
stehenden Vertragsverhaltnis Anspriiche aus einer fahrldssigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftspriifers her, gilt der in Abs. 2 genannte Hochstbetrag
fur die betreffenden Anspriiche aller Anspruchsteller insgesamt.

(4) Der Hochstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfall ist auch beziiglich eines aus mehreren
Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst samtliche Folgen einer Pflichtverletzung ohne
Rucksicht darauf, ob Schaden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder
gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als einheitliche
Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten miteinander in
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In diesem Fall
kann der Wirtschaftspriifer nur bis zur Hohe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommen werden.

(5) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der in Textform erklarten Ablehnung der Ersatzleistung Klage
erhoben wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies
gilt nicht fir Schadensersatzanspriiche, die auf vorsatzliches Verhalten zu-
rtckzuftihren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Kor-
per oder Gesundheit sowie bei Schaden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers
nach § 1 ProdHaftG begriinden. Das Recht, die Einrede der Verjahrung gel-
tend zu machen, bleibt unberthrt.

(6) § 323 HGB bleibt von den Regelungen in Abs. 2 bis 5 unberiihrt.

10. Ergdnzende Bestimmungen fiir Priifungsauftrage

(1) Andert der Auftraggeber nachtréglich den durch den Wirtschaftspriifer
gepriiften und mit einem Bestatigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestatigungsvermerk nicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprifer einen Bestatigungsvermerk nicht erteilt, so ist
ein Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprifer durchgefihrte Prifung im
Lagebericht oder an anderer fiir die Offentlichkeit bestimmter Stelle nur mit
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligung des Wirtschaftsprifers und
mit dem von ihm genehmigten Wortlaut zuléssig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprifer den Bestatigungsvermerk, so darf der
Bestatigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestatigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprifers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf finf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergdnzende Bestimmungen fiir Hilfeleistung in Steuersachen
(1) Der Wirtschaftsprifer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und
vollstédndig zugrunde zu legen; dies gilt auch fiir Buchfuhrungsauftrage. Er
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestellte wesentliche Unrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprifer hierzu
ausdriicklich den Auftrag ibernommen hat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftspriifer alle fiir die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftspriifer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfuigung
steht.
(3) Mangels einer anderweitigen Vereinbarung in Textform umfasst die lau-
fende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tatigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronische Ubermittlung der Jahressteuererklérun-
gen, einschliel3lich E-Bilanzen, fur die Einkommensteuer, Kérperschaft-
steuer und Gewerbesteuer, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber
vorzulegenden Jahresabschlisse und sonstiger fur die Besteuerung
erforderlichen Aufstellungen und Nachweise
b) Nachprifung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern
c) Verhandlungen mit den Finanzbehérden im Zusammenhang mit den
unter a) und b) genannten Erklarungen und Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebspriifungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebspriifungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.
Der Wirtschaftsprifer berticksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche verdffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.
(4) Erhalt der Wirtschaftsprufer fur die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tatigkeiten gesondert
zu honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftspriifer auch Steuerberater ist und die Steuer-

beratervergutungsverordnung fir die Bemessung der Vergltung anzuwen-

den ist, kann eine héhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergitung in

Textform vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Kor-

perschaftsteuer, Gewerbesteuer und Einheitsbewertung sowie aller Fragen

der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben erfolgt auf

Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch fur

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf
dem Gebiet der Erbschaftsteuer und Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der
Finanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen,

c) die beratende und gutachtliche Téatigkeit im Zusammenhang mit
Umwandlungen, Kapitalerhdhung und -herabsetzung, Sanierung,
Eintritt und Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveraufierung,
Liquidation und dergleichen und

d) die Unterstiitzung bei der Erfullung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklarung als

zusatzliche Tatigkeit ibernommen wird, gehért dazu nicht die Uberpriifung

etwaiger besonderer buchmaRiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob

alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergiinstigungen

wahrgenommen worden sind. Eine Gewahr firr die vollstdndige Erfassung

der Unterlagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht tber-

nommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprifer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht winscht oder besondere Sicherheitsanforderungen
stellt, wie etwa die Verschliisselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den
Wirtschaftsprifer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergiitung

(1) Der Wirtschaftsprufer hat neben seiner Gebuihren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zu-
satzlich berechnet. Er kann angemessene Vorschisse auf Vergiitung und
Auslagenersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vol-
len Befriedigung seiner Anspriiche abhangig machen. Mehrere Auftraggeber
haften als Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftspriifers auf Vergltung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskraftig festgestellten Forderungen zulassig.

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprifer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Fir den Auftrag, seine Durchfihrung und die sich hieraus ergebenden
Anspriiche gilt nur deutsches Recht.

Lizenziert fur/Licensed to: Domizil-Revisions AG | 4373291 | AV00019487



		2026-04-08T13:33:34+0000
	Claudia Brünnler-Grötsch


		2026-04-08T13:34:10+0000
	Oliver Schultze




